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Sperrvermerk 

Die nachfolgende Bachelorarbeit enthält vertrauliche Daten. Die durchgeführten Befra-

gungen sind nur den Prüfern und den Mitgliedern des Prüfungsausschusses zugäng-

lich zu machen. Die Veröffentlichung dieser ist ohne die ausdrückliche Genehmigung 

des Verfassers der Bachelorarbeit nicht gestattet. 
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1 Einleitung 

1.1 Einführung in die Thematik des dritten Geschlechtes 

Das Bundesverfassungsgericht entschied in seinem Beschluss vom 10.10.2017, dass 

das Personenstandsgesetz in der Fassung vom 01.11.2013 verfassungswidrig sei. Die 

Eintragungen „weiblich“ und „männlich“ sowie die Möglichkeit des Offenlassens des 

Geschlechtseintrages im Personenstandsregister bilden die Geschlechtsidentität von 

intersexuellen Menschen nicht ab. Folglich werde das Persönlichkeitsrecht interge-

schlechtlicher Menschen verletzt und es erfolge eine Diskriminierung dieser. Aufgrund 

dessen erhielt der Gesetzgeber den Auftrag, das Personenstandsgesetz bis zum 

31.12.2018 zu überarbeiten. Dieser Aufforderung kam er nach, indem er am 

22.12.2018 das sogenannte dritte Geschlecht einführte. Intersexuelle Menschen kön-

nen sich seitdem mit dem Geschlecht „divers“ in das Personenstandsregister eintra-

gen. 

Die Änderung des Personenstandsgesetzes führte zu heftigen Diskussionen. Zum ei-

nen wurde die Einführung eines dritten Geschlechtes als rechtliche Revolution ange-

sehen und die Neuregelung gelobt. Zum anderen stand die Reform in der Kritik, da die 

Eintragung des Geschlechtes als divers an einige Voraussetzungen gebunden sei. 

Darüber hinaus wurde vereinzelt die Auffassung vertreten, dass es nicht ausreiche, nur 

das Personenstandsgesetz an dem Beschluss des Bundesverfassungsgerichtes anzu-

passen. Die Einführung eines dritten Geschlechtes stieß auch auf Unverständnis eini-

ger Kritiker, die die Neuregelung als unnötig empfanden. 

Im Fokus dieser Arbeit steht die öffentliche Verwaltung, da diese nun das dritte Ge-

schlecht in die Verwaltungspraxis einführen muss. Dazu werden die Konsequenzen der 

Neuregelung in der Verwaltung sowie deren Mehraufwand untersucht. Weiterhin wird 

betrachtet, inwieweit die Einführung eines dritten Geschlechtes eine Herausforderung 

für die Verwaltung darstellt und wie mit dieser umgegangen wird. Der Schwerpunkt 

liegt somit auf einer rechtlichen Betrachtung. Medizinische, ethische sowie soziale As-

pekte werden nur flüchtig behandelt. Des Weiteren wird überwiegend die Rechtslage in 

Deutschland dargestellt. 

1.2 Aufbau der Bachelorarbeit 

Zuerst werden im Kapitel zwei die Begrifflichkeiten, die für das Verständnis der Thema-

tik notwendig sind, definiert. Zudem werden die drei häufigsten Formen der Intersexua-

lität und deren Anzahl an Betroffenen dargelegt. Es folgt eine Abgrenzung weiterer 

Begrifflichkeiten, sodass das vielfältige Thema der Intersexualität ausreichend be-

stimmt wird. 
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In Kapitel drei wird die Rechtsgeschichte von intersexuellen Menschen genauer be-

trachtet. Hierfür wird zunächst erläutert, wie in der Geschichte die rechtliche Einord-

nung intergeschlechtlicher Menschen gehandhabt wurde. Danach wird auf den Um-

gang mit Intersexuellen in der deutschen Rechtsgeschichte eingegangen. Anschlie-

ßend erfolgt die Thematisierung der Einführung des deutschen Personenstandsge-

setzes im Jahr 1875 und deren zentrale Rolle für die zunehmende Bedeutung des Ge-

schlechtes im deutschen Recht. Weiterhin werden die früheren personenstandsrechtli-

chen Regelungen genannt und ausgelegt. 

In Kapitel vier wird das Personenstandsgesetz in der Fassung vom 01.11.2013 thema-

tisiert. Eingangs werden die Argumente für die Einführung des § 22 Abs. 3 Personen-

standsgesetz erläutert. Im Anschluss erfolgt eine Ausführung dazu, wie der neue Para-

graph auszulegen ist und aus welchen Gründen dieser kritisiert wurde. 

Kapitel fünf beschäftigt sich mit der personenstandsrechtlichen Regelung, die seit dem 

22.12.2018 gilt. Zunächst wird auf dem Beschluss des Bundesverfassungsgerichtes 

eingegangen. Hierfür wird dargelegt, mit welcher Begründung die beschwerdeführende 

Person gegen die Regelung im Personenstandsgesetz vorgegangen ist. Des Weiteren 

wird das Verfahren von der Ablehnung des Antrages der beschwerdeführenden Person 

von dem zuständigen Standesamt bis zum Einlegen der Verfassungsbeschwerde vor 

dem Bundesverfassungsgericht dargestellt. Anschließend wird die Begründung für den 

Beschluss des Bundesverfassungsgerichtes sowie die Rechtsfolge für den Gesetzge-

ber beschrieben. Weiterhin erfolgt die Erläuterung der neuen Regelung des § 22 Abs. 3 

Personenstandsgesetz, sowie eine detaillierte Ausführung zu den Kritiken an der Re-

form. 

In Kapitel sechs wird die Auswirkung der Änderung des Personenstandsgesetzes auf 

die moderne Verwaltung thematisiert. Hierfür wird zunächst der Begriff „öffentliche 

Verwaltung“ definiert und erklärt, inwieweit die moderne Verwaltung als Organisation 

einen stetigen Änderungsprozess aufgrund der unbeständigen Rahmenbedingungen 

durchlaufen muss. Des Weiteren erfolgt eine Ausführung dazu, vor welchen Heraus-

forderungen die Verwaltung aufgrund der Einführung des dritten Geschlechtes steht 

und welche Änderungen diese nach sich ziehen. Anhand zweier Befragungen in der 

Landeshauptstadt Dresden werden die Auswirkungen auf die Stadtverwaltung konkret 

an einem Beispiel näher erläutert. 

Kapitel sieben umfasst einen Ausblick, der die Auswirkung der Änderung des Perso-

nenstandsgesetzes auf die Bereiche des Arbeitsrechtes, der geschlechtergerechten 

Sprache, der Gesellschaft sowie weiteren Rechtsgebieten erläutert. Des Weiteren wird 

das dritte Geschlecht in anderen Ländern thematisiert. Abschließend erfolgt ein Resü-
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mee, inwiefern die Einführung des dritten Geschlechtes eine Herausforderung für die 

moderne Verwaltung darstellt. 

Aus Gründen der sprachlichen Vereinfachung wurde auf die Verwendung einer ge-

schlechtergerechten Sprache verzichtet. 
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2 Begriffsbestimmung 

2.1 Geschlecht 

Das Geschlecht ist kein eindimensionales Merkmal, da es sich aus der Kombination 

unterschiedlicher Eigenschaften entwickelt. Daher sind bei der Definition sowohl das 

biologische als auch das soziale und das psychische Geschlecht heranzuziehen. (vgl. 

Deutscher Ethikrat 2012a: 27) 

Im englischen Sprachgebrauch wird strikt zwischen sex und gender unterschieden. Der 

Begriff „sex“ ist mit dem biologischen Geschlecht gleichzusetzen. Für das soziale und 

psychische Geschlecht wird der Begriff „gender“ verwendet. Eine solche Abgrenzung 

ist im deutschen Sprachgebrauch nicht üblich. (vgl. Schweizer 2012: 20-21) 

2.1.1 Biologisches Geschlecht 

Das biologische Geschlecht, oder auch Körpergeschlecht genannt, setzt sich aus dem 

Chromosomenbild, den Keimdrüsen, den äußeren Geschlechtsorganen und den Hor-

monen zusammen. 

Das Chromosomenbild besteht neben den 44 normalen Chromosomen aus den soge-

nannten Geschlechtschromosomen. Es handelt sich um ein weibliches Individuum, 

wenn das Geschlechtschromosom zwei X-Chromosome umfasst. Enthält es jedoch ein 

X- und ein Y-Chromosom, gilt es als männlich. (vgl. Deutscher Ethikrat 2012a: 28-29) 

Die Keimdrüsen entwickeln sich entweder zu paarigen Eierstöcken oder zu paarigen 

Hoden. Die Eierstöcke sind dem weiblichen Geschlecht und die Hoden dem männli-

chen zuzuordnen. (vgl. ebd.: 30) 

Die Klitoris, der Schamhügel und die Schamlippen als äußere Geschlechtsorgane cha-

rakterisieren das weibliche Geschlecht. Das männliche Geschlecht wird hingegen 

durch das Glied und den Hodensack bestimmt. (vgl. ebd.: 31) 

Die Hormone sind nicht völlig geschlechtsspezifisch. Sie werden aufgrund ihrer Kon-

zentrationswerte dem weiblichen oder männlichen Geschlecht zugeordnet. Die Sexu-

alhormone sind die bekanntesten Körperhormone. Progesterone und Östrogene sind 

die weiblichen und Androgene die männlichen Sexualhormone. (vgl. ebd.: 32-33) 

2.1.2 Soziales Geschlecht 

„Das soziale Geschlecht ist das Resultat der Wechselwirkung von Faktoren und Pro-

zessen, die auf verschiedenen biologischen und psychosozialen Ebenen wirksam wer-

den.“ (Deutscher Ethikrat 2012a: 34) 
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Hierzu zählen der anatomische und hormonelle Körperbau eines Individuums, seine 

psychische Entwicklung, die daraus resultierende Identität sowie die Erziehung. (vgl. 

ebd.) 

Die Erziehung des Kindes bestimmt die Rolle in der Familie und der Gesellschaft. Da-

rüber hinaus wird das soziale Geschlecht beim Standesamt eingetragen und als Unter-

scheidungsmerkmal in den Gesetzen verwendet. (vgl. ebd.) 

2.1.3 Psychisches Geschlecht 

„Das psychische Geschlecht (die Geschlechtsidentität) ist eine Sammelbezeichnung 

dafür, wie ein Mensch sich vor dem Hintergrund seines Körpers, seiner hormonellen 

Ausstattung, seines Empfindens und seiner Biografie (einschließlich der kindlichen 

Erziehungsphase) geschlechtlich einordnet und sich darüber seine sexuelle Identität 

herausbildet.“ (Deutscher Ethikrat 2012a: 33-34) 

Die sexuelle Identität und das Körpergeschlecht müssen nicht übereinstimmen. Sie 

können in einem Spannungsverhältnis zueinander stehen. Die sexuelle Orientierung ist 

hiervon abzugrenzen. Diese beschreibt die Präferenz von Sexualpartnern eines be-

stimmten Geschlechtes. (vgl. ebd.: 34) 

2.2 Intersexualität 

Intersexualität ist kein eindeutig definierter Begriff. Je nach Literaturquelle werden un-

terschiedliche Begriffserläuterungen genannt, abhängig davon, welche Formen hinzu-

gezählt werden. Aufgrund dessen variiert die Höhe der Anzahl der Betroffenen. 

2.2.1 Begrifflichkeit 

Die Bezeichnung „Intersexualität“ wurde erstmals von Richard Goldschmidt in den Jah-

ren 1915/ 1916 verwendet und bedeutet Inter- bzw. Zwischengeschlechtlichkeit. Der 

Begriff soll die Bezeichnungen „Hermaphrodit“ und „Zwitter“ ablösen, da diese zum Teil 

als diskriminierend gelten. (vgl. Deutscher Ethikrat 2012a: 11; vgl. Voß 2012: 10) 

Auf der internationalen Konsensuskonferenz in Chicago im Jahr 2005 wurde die Be-

zeichnung „Disorders of Sex Development“ (DSD) eingeführt, um einen einheitlichen 

medizinischen Fachbegriff für Intersexualität zu schaffen. Jedoch stieß die Bezeich-

nung „DSD“ (deutsch: Störung der sexuellen Entwicklung) auf heftige Kritik. Das Wort 

„Störung“ suggeriere, dass es sich bei Intersexualität um eine Krankheit handeln wür-

de. Dies sei diskriminierend. Aufgrund dessen wird nun nach herrschender Meinung 

die Abkürzung „DSD“ als „Differences of Sex Development“ (deutsch: Unterschiede der 

sexuellen Entwicklung) verstanden. (vgl. Voß 2012: 10; vgl. Deutscher Ethikrat 2012a: 

12) 



12 
 

2.2.2 Definition 

In Abschnitt 2.1.1 wurde bereits ausgeführt, dass ein Individuum aufgrund seines ana-

tomischen Erscheinungsbildes entweder dem weiblichen oder dem männlichen Ge-

schlecht zugeordnet werden kann. Fehlbildungen oder Besonderheiten sind in der ana-

tomischen Struktur jedoch möglich. Diese müssen aber nicht zwangsläufig zur Beein-

trächtigung der Zuweisung zu einem Geschlecht führen. (vgl. Deutscher Ethikrat 

2012a: 24) 

Ist eine Zuordnung zu einem Geschlecht hingegen zweifelhaft, da die inneren und äu-

ßeren Geschlechtsorgane sowohl weibliche als auch männliche Ausprägungen aufwei-

sen, wird von Intersexualität gesprochen. Es handelt sich folglich um keine sexuelle 

Orientierung. (vgl. ebd.) 

Nur wenige Formen der Intersexualität sind gesundheitsgefährdend oder gar lebens-

bedrohlich. (vgl. Voß 2012: 5) 

Intersexualität wird als drittes Geschlecht bezeichnet, wenn es als weitere Option ne-

ben Frau und Mann angesehen wird.  

2.2.3 Formen 

Intersexualität kann in einer Vielzahl von Formen auftreten. Im Nachfolgenden werden 

die drei häufigsten Varianten erläutert. 

2.2.3.1 XY-Frauen 

Diese Form der Intersexualität weist einen regulären männlichen Chromosomensatz 

auf, der jedoch seine übliche Wirkung aufgrund eines genetischen Defekts nicht entfal-

ten kann. Aus diesem Grund bilden sich keine Hoden aus, sondern weibliche innere 

und äußere Geschlechtsorgane. Das Individuum wird hinsichtlich seines äußeren Er-

scheinungsbildes dem weiblichen Geschlecht zugeordnet, obwohl die Keimdrüsen zu-

meist nicht funktionsfähig sind. Dieser Defekt wird überwiegend in der Pubertät festge-

stellt. (vgl. Helms 2015: 2) 

2.2.3.2 Androgeninsensitivität 

Das männliche Sexualhormon Androgen kann aufgrund einer Mutation seine Wirkung 

nicht entfalten. Somit entwickeln sich trotz des männlichen Chromosomensatzes weib-

liche Genitalien. Das Individuum besitzt keinen Uterus, jedoch Hoden, die sich zumeist 

im Bauchraum befinden. Diese Besonderheit wird ebenfalls in der Pubertät festgestellt. 

(vgl. Helms 2015: 2) 
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2.2.3.3 Adrenogenitales Syndrom (AGS) 

Der Betroffene besitzt einen weiblichen Chromosomensatz, produziert aber aufgrund 

einer Mutation ein Übermaß an männlichen Sexualhormonen. Dementsprechend tritt 

eine Vermännlichung der äußeren Geschlechtsorgane ein, die bereits in der Schwan-

gerschaft ersichtlich ist. Das Individuum besitzt im Gegensatz zu den eben genannten 

Formen alle weiblichen Geschlechtsorgane und ist durch eine hormonelle Behandlung 

fortpflanzungsfähig. (vgl. Helms 2015: 2-3) 

2.2.4 Häufigkeit 

In Abschnitt 2.2 wurde bereits ausgeführt, dass die Angaben zur Anzahl von interse-

xuellen Menschen zum Teil stark voneinander abweichen. Die Höhe ist davon abhän-

gig, welche Formen zur Intersexualität gezählt werden. 

Das Bundesverfassungsgericht gibt in seinem Beschluss vom 10.10.2017 eine Häufig-

keit von 1:500 Intersexuellen in der Bevölkerung an. Das entspricht einer Anzahl von 

ca. 160.000 Menschen in Deutschland. Zugleich verweist er auf andere Angaben aus 

der Literatur. (vgl. Az. 1 BvR 2019/16, Rn 10) 

Eine weitere Quelle nennt eine Anzahl von 8.000 bis 10.000 intergeschlechtlichen 

Menschen in Deutschland. Weiterhin wird eine Geburtenzahl von 150 bis 340 interse-

xuellen Kindern pro Jahr angegeben. Somit ist jedes 4.000. bis 2.000. geborene Kind 

zwischengeschlechtlich. (vgl. Helms 2015: 3) 

Die Ärzte Zeitung spricht in einem Artikel von einer Häufigkeit zwischen 10.000 bis 

80.000 intersexuellen Menschen in Deutschland, bei denen die Zuordnung zu einem 

Geschlecht zweifelhaft ist. (vgl. o. V. 21.11.2017: 10) 

2.3 Abgrenzung 

Volkmar Sigusch unterscheidet zwischen fünf Geschlechtern: Frauen, Männer, Interse-

xuelle, Transgender und Agender. (vgl. 2012: 11) Während die Geschlechter Frau und 

Mann im deutschen Sprachgebrauch üblich sind, gibt es bei den Geschlechtern Trans-

gender und Agender Unklarheiten über deren Bedeutung. Weiterhin werden oftmals 

die Begrifflichkeiten „Transsexualität“, „Transvestit“ und „Genderqueer“ verwendet, bei 

denen gleichermaßen Ungewissheit herrscht. Im Nachfolgenden werden diese Begriffe 

definiert, bei denen vorab festzustellen ist, dass sie im Gegensatz zur Intersexualität 

ein eindeutig zuordenbares biologisches Geschlecht aufweisen. 
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2.3.1 Transgender 

Der Begriff „Transgender“ setzt sich aus dem lateinischen Wort „trans“ (deutsch: jen-

seits, darüber hinaus) und aus dem englischen Wort „gender“ (deutsch: soziales bzw. 

psychisches Geschlecht) zusammen. Transgender können sich nicht mit ihrem biologi-

schen Geschlecht, an das durch die heterosexuelle Norm ein bestimmtes Auftreten 

geknüpft ist, identifizieren. Jedoch verzichten sie in der Regel auf operative Eingriffe 

zur Angleichung ihres biologischen Geschlechtes. (vgl. Kühne 10.08.2015) 

Der Begriff wird zunehmend weiter gefasst. Einige homosexuelle Menschen bezeich-

nen sich gleichermaßen als Transgender, da sie die von der Gesellschaft gesetzten 

Geschlechtergrenzen überschreiten. (vgl. ebd.) 

2.3.2 Transsexualität 

Transsexuelle Menschen können sich mit ihrem biologischen Geschlecht nicht identifi-

zieren und fühlen sich psychisch dem anderen Geschlecht zugehörig. Im Gegensatz zu 

den Transgendern nutzen transsexuelle Menschen oftmals die Möglichkeit, durch ope-

rative oder hormonelle Eingriffe ihr biologisches an ihr psychisches Geschlecht anzu-

passen. Sie können aufgrund des Transsexuellengesetzes ihren Geschlechtseintrag im 

Personenstandsregister ändern lassen. (vgl. Deutscher Ethikrat 2012a: 11) 

2.3.3 Transvestit 

Der Begriff „Transvestit“ besteht neben dem bereits erläuterten Wort „trans“ aus dem 

italienischen Wort „vestire“ (deutsch: kleiden). Transvestiten tragen über einen be-

grenzten Zeitraum die Kleidung des anderen Geschlechtes. Die sexuelle Orientierung 

spielt hierbei keine Rolle. (vgl. Kühne 04.09.2015) 

2.3.4 Agender 

Agender ordnen sich keinem Geschlecht zu. Die Silbe „a-“ vor dem Wort „gender“ soll 

dies verdeutlichen. Übersetzt bedeutet Agender ohne Geschlecht bzw. Geschlecht 

nicht vorhanden. (vgl. Sigusch 2012: 11; vgl. Sasha 07.09.2014) 

2.3.5 Genderqueer 

Der Begriff „Genderqueer“ besteht neben dem bereits erklärten Wort „gender“ aus dem 

englischen Wort „queer“ (deutsch: seltsam, komisch). Genderqueer wurde einst als 

herablassende Bezeichnung für homosexuelle Menschen verwendet. Inzwischen meint 

der Begriff Individuen, die von der heterosexuellen Norm bewusst abweichen. (vgl. 

Kühne 28.07.2017) 
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2.3.6 Zusammenfassung 

Die unterschiedlichen Geschlechtsidentitäten können folgendermaßen zusammenfas-

send dargestellt werden: 

Tabelle 2.3.6-1: Gegenüberstellung der verschiedenen Geschlechtsidentitäten 

Geschlechtsidentitäten Charakteristika 

Intersexualität Kein eindeutig zuordenbares biologisches Geschlecht 

Transgender Keine Übereinstimmung des sozialen bzw. psychischen Ge-

schlechtes mit dem biologischen; in der Regel keine operati-

ven oder hormonellen Eingriffe erwünscht 

Transsexualität Keine Übereinstimmung des sozialen bzw. psychischen Ge-

schlechtes mit dem biologischen; in der Regel operative 

oder hormonelle Eingriffe erwünscht 

Transvestit Tragen der Kleidung des anderen Geschlechtes über einen 

begrenzten Zeitraum hinweg 

Agender Bewusste Entscheidung, sich keinem Geschlecht zuzuord-

nen 

Genderqueer Bewusste Abweichung von der heterosexuellen Norm 
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3 Rechtsgeschichte 

3.1 Historischer Überblick 

Intersexuelle Menschen wurden in der Geschichte stets widersprüchlich behandelt. So 

existiert in der griechischen Mythologie die Gestalt „Hermaphroditos“, die sowohl weib-

liche als auch männliche körperliche Merkmale aufweist. Da es das Kind der griechi-

schen Götter Hermes und Aphrodite ist, besitzt es göttliche Züge. Aus diesem Grund 

wurden Hermaphroditen verherrlicht. Andererseits galt die Geburt eines intersexuellen 

Kindes als unheilverkündendes Omen, weshalb diese bis ins erste Jahrhundert vor 

Christi getötet wurden. (vgl. Voß 2012: 9; vgl. Lettrari 2015: 4) 

Die Einordnung von intersexuellen Menschen in die Rechtsordnung gestaltete sich als 

schwierig. In den Digesten1 von 533 war geregelt, dass der Zwitter dem Geschlecht 

zugeordnet wird, das bei ihm überwog. Hingegen sah das kanonische Recht2 vor, wel-

ches teilweise bis 1918 galt, dass dem Zwitter bei Erreichen des heirats- bzw. eidesfä-

higen Alters ein geschlechtliches Wahlrecht zustand. Zuvor bestimmte der Vater das 

Geschlecht. Diese Regelung galt jedoch nur für Zwitter, bei denen kein überwiegendes 

Geschlecht erkennbar war. Nach dem Bayerischen Codex von 1756 wurde dem Zwitter 

das Geschlecht zugeordnet, das bei ihm nach Rat und Meinung der Mediziner über-

wog. Der Zwitter konnte sein Geschlecht selbst bestimmen, wenn die Mediziner es 

nicht konnten. Ein Wechsel des Geschlechtes war im Nachhinein nicht möglich. (vgl. 

Deutscher Ethikrat 2012a: 116-117) 

Das Recht auf Selbstbestimmung für intersexuelle Menschen wurde in der Rechtsge-

schichte unterschiedlich berücksichtigt. Jedoch war eine Zuordnung zu einem der binä-

ren Geschlechter zwingend. Ein Zwittergeschlecht wurde zu keiner Zeit akzeptiert. (vgl. 

ebd.: 117-118) 

Zudem entstand ein Spannungsverhältnis. Während die Mediziner den Zwitter auf-

grund der überwiegenden äußeren Geschlechtsorgane meist dem weiblichen Ge-

schlecht zuordnete, sollte der Betroffene nach Auffassung der Juristen auf einen männ-

lichen Vornamen zur Erhaltung der Lehn- und Erbrechte getauft werden. (vgl. ebd.: 

118) 

Die einmal getroffene Entscheidung für ein Geschlecht war bindend, da zu dieser Zeit 

die Angst vor unentdeckter Homosexualität dominierte. Der Bayerische Codex stellte 

das Abgehen von dem gewählten Geschlecht sogar unter Strafe. (vgl. ebd.) 

                                                
1 Die Digesten sind eine „Gesetzsammlung des Justinian (Bestandteil des Corpus Iuris Civilis)“. (Dudenre-
daktion o. J.) 
2 Das kanonische Recht wird gleichermaßen als Kirchenrecht bezeichnet. (vgl. Dudenredaktion o. J.) 
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Die Rechte der intersexuellen Menschen, z. B. im Erb- oder Familienrecht, wurden 

gleichermaßen unterschiedlich in der Rechtsgeschichte ausgestaltet. Dies wird jedoch 

im Nachfolgenden nicht weiter ausgeführt. 

3.2 Deutsche Rechtsgeschichte 

Die deutsche Rechtsordnung traf im Jahr 1865 mit dem § 46 S. 2 des Bürgerlichen 

Gesetzbuches für das Königreich Sachsen eine Regelung für intergeschlechtliche 

Menschen. Demnach war der Zwitter dem Geschlecht zuzuordnen, welches bei ihm 

überwog. Weiterhin wurden die Rechte intersexueller Menschen in dem ersten Teil des 

Allgemeinen Landrechts für die Preußischen Staaten (PrALR) von 1794 geregelt. (vgl. 

Lettrari 2015: 5) 

Gemäß § 19 PrALR bestimmten die Eltern, zu welchem Geschlecht der Zwitter erzo-

gen wurde. Nach Vollendung des 18. Lebensjahres konnte dann der Zwitter nach § 20 

PrALR sein Geschlecht frei wählen. Gemäß § 21 PrALR wurde „nach dieser Wahl […] 

seine Rechte künftig beurtheilt [sic!]“. Ein Dritter konnte aufgrund des § 22 PrALR eine 

Untersuchung durch einen Sachverständigen beantragen, wenn die Rechte des Dritten 

von der Wahl des Geschlechtes betroffen waren. Der Befund der Sachverständigen 

war nach § 23 PrALR bindend, selbst wenn der Zwitter oder deren Eltern sich für das 

andere Geschlecht entschieden hatten. Es war nur ein einmaliges Wahlrecht im PrALR 

vorgesehen, um so der Homosexualität zu begegnen. Die Zuordnung zu einem der 

binären Geschlechter war trotz des Selbstbestimmungsrechtes der Betroffenen auch 

im PrALR zwingend, da gemäß § 17 PrALR „Geburten ohne menschliche Form und 

Bildung […] auf Familien- und bürgerliche Rechte keinen Anspruch“ hatten. (vgl. ebd.) 

Ende des 19. Jahrhunderts wurde Intersexualität zunehmend als Krankheit angesehen. 

Die vermehrte Ablehnung homoerotischer Beziehungen wurde hierfür als Ursache 

vermutet. Das Wahlrecht der Betroffenen entwickelte sich zu einem Zuweisungsrecht 

der Ärzte aufgrund des Fortschrittes im Bereich der Medizin und der Forschung. Das 

Inkrafttreten des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) am 01.01.1900 verstärkte diese 

Auffassung. Im BGB befand sich keine rechtliche Einordnung von intersexuellen Men-

schen. Der Gesetzgeber hatte bewusst auf eine derartige Regelung verzichtet, da er 

der Meinung war, dass jeder Mensch seinem überwiegenden Geschlecht zugeordnet 

werden konnte. Dem Gesetzgeber war zwar durchaus bewusst, dass zum damaligen 

Stand der Medizin eine Einordnung in die binären Geschlechterkategorien nicht immer 

möglich sein wird, distanzierte sich jedoch von dieser entfernten Möglichkeit. Aufgrund 

dessen wurde das Vorhandensein von intersexuellen Menschen in der Gesellschaft 

geleugnet und eine Regelungslücke im deutschen Recht geschaffen. (vgl. Lettrari 

2015: 5-6; vgl. Helms 2015: 4-5) 
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Zu Beginn des 20. Jahrhunderts kam es zu einem Umbruch, infolge dessen das psy-

chische Geschlecht zunehmend Berücksichtigung fand. Jedoch war zu diesem Zeit-

punkt das BGB bereits in Kraft getreten. Das Kammergericht in Berlin entschied im 

Jahr 1928, dass Gesetze, bei denen das Geschlecht ein Unterscheidungsmerkmal 

darstellte, nicht auf Menschen, bei denen kein Geschlecht überwog, angewendet wer-

den konnte. Diese Entscheidung wurde trotz der Einführung des Art. 3 Grundgesetz 

(GG) im Jahr 1949 noch Jahrzehnte lang zitiert. (vgl. Plett 2012: 133-134) 

Zur Zeit des Nationalsozialismus konnten zeugungsunfähige Intersexuelle aufgrund der 

Rassenhygiene nur mit unfruchtbaren Menschen die Ehe eingehen. Eine zielgerichtete 

Verfolgung von intersexuellen Menschen war jedoch nicht ersichtlich. Der Grund hierfür 

war vermutlich, dass Intersexualität als nicht vererbbar eingestuft wurde. (vgl. Lettrari 

2015: 6) 

In der deutschen Rechtsgeschichte ist gleichermaßen ersichtlich, dass eine Zuordnung 

zu einem der binären Geschlechter zwingend war. Die rechtliche Einführung einer wei-

teren Geschlechtskategorie für intersexuelle Menschen war zu keiner Zeit vorgesehen. 

(vgl. ebd.) 

3.3 Frühere personenstandsrechtliche Regelung 

Am 06.02.1875 wurde das Gesetz über die Beurkundung des Personenstandes und 

die Eheschließung eingeführt. Infolge dessen wurde dem Geschlecht eine noch größe-

re Bedeutung beigemessen. Das Gesetz unterlag seither mehreren Reformen. (vgl. 

Deutscher Ethikrat 2012a: 119) 

Im Nachfolgenden wird das Personenstandsgesetz (PStG) vom 19.02.2007 in der Fas-

sung, die am 01.01.2009 in Kraft trat, näher erläutert. 

Gemäß § 18 S. 1 PStG musste die Geburt eines Kindes innerhalb einer Woche bei 

dem zuständigen Standesamt angezeigt werden, ansonsten drohte nach § 69 S. 1 

PStG die Zahlung eines Zwangsgeldes. In der Literatur wurde teilweise die Auffassung 

vertreten, dass dem Standesbeamten ein Ermessen bei der Fristeinhaltung eingeräumt 

werde, wenn das Geschlecht nicht eindeutig bestimmt werden könne. Der Eintrag des 

Geschlechtes wurde dann bis zur Klärung offengelassen. (vgl. ebd.: 123-124) 

Das Geschlecht des Kindes musste zwar nach § 21 Abs. 1 Nr. 3 PStG im Geburtenre-

gister eingetragen werden, jedoch war im Gesetz der Begriff „Geschlecht“ nicht defi-

niert. Erst durch Inkrafttreten der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum Personen-

standsgesetz (PStG-VwV) am 01.08.2010 wurde der § 21 PStG insoweit konkretisiert, 

dass das Geschlecht des Kindes nur mit weiblich oder männlich registriert werden 

konnte. Die Möglichkeit, auf einen Eintrag des Geschlechtes im Geburtenregister zu 
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verzichten oder die Angabe offenzulassen, gab es nicht. Der § 59 Abs. 2 PStG sah 

lediglich vor, dass die Angabe des Geschlechtes zumindest in der Geburtsurkunde 

nicht aufgenommen werden musste. (vgl. Deutscher Ethikrat 2012a: 123-124; vgl. Kol-

be 2012: 416) 

Folglich war die Zuordnung zu einem der binären Geschlechter zwingend. In Zweifels-

fällen war nach der früheren personenstandsrechtlichen Praxis eine Bescheinigung des 

Arztes oder der Hebamme vorzulegen, die dann für die Eintragung ausschlaggebend 

war. Diese Bescheinigung orientierte sich ausschließlich an den überwiegenden äuße-

ren Geschlechtsorganen. Gemäß § 54 Abs. 1 S. 1 PStG besaßen die Personenstands-

register Beweiskraft, jedoch entfalteten sie keine konstitutive Wirkung. (vgl. Helms 

2015: 9) 

Der Eintrag des Geschlechtes im Geburtenregister konnte nur nach den §§ 47 und 48 

PStG geändert werden. 

Die Änderung nach dem § 47 Abs. 2 Nr. 1 PStG war möglich, wenn sich herausstellte, 

dass das Geschlecht zum Zeitpunkt der Geburt falsch bestimmt wurde. Der Betroffene 

benötigte hierfür einen Nachweis, dass das Geschlecht, welches nicht im Geburtenre-

gister eingetragen wurde, überwog. Dieser Nachweis orientierte sich gleichermaßen an 

den äußeren Geschlechtsorganen. Eine solche Änderung war nur ein einziges Mal 

möglich. Die Berichtigung nach § 48 Abs. 1 und 2 PStG bedurfte einer Anordnung des 

Gerichtes, die nur durch einen Antrag erlassen wurde. (vgl. Deutscher Ethikrat 2012a: 

126-127; vgl. Helms 2015: 9) 

Die Eintragung des Geschlechtes hat Auswirkung auf das Passgesetz (PassG). Ge-

mäß § 4 Abs. 1 S. 2 Nr. 6, S. 3 PassG war im Pass das Geschlecht anzugeben, wel-

ches sich nach den Angaben im Melderegister richtete. Folglich war nur die Eintragung 

der Geschlechter „weiblich“ und „männlich“ möglich. (vgl. Deutscher Ethikrat 2012a: 

125-126) 

Bis 2008 musste anhand des Vornamens das überwiegende Geschlecht erkennbar 

sein, sodass auch bei der Namensgebung das Geschlecht eine bedeutende Rolle ein-

nahm. Das Bundesverfassungsgericht entschied jedoch, dass dies verfassungswidrig 

sei. In der Begründung führte das Gericht aus, dass es für eine derartige Regelung 

keine gesetzliche Grundlage gebe. Zudem beeinträchtige ein geschlechtsneutraler 

Vorname das Kindeswohl nicht. (vgl. ebd.: 120) 
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4 Bisherige personenstandsrechtliche Regelung 

4.1 Einführung des § 22 Abs. 3 PStG 

Der Ausgangspunkt für die Reform des Personenstandsgesetzes stellte die Zusam-

menarbeit zahlreicher Netzwerke und Organisationen dar, die sich für die Rechte inter-

sexueller Menschen einsetzten. In dieser Zusammenarbeit entstand ein Schattenbe-

richt, der vor allem die geschlechtszuweisenden oder -verdeutlichenden Operationen 

an Neugeborenen und Minderjährigen kritisierte, da die Betroffenen diese als Rechts-

verletzung, Diskriminierung und Folter ansahen. Der Bericht wurde dem Ausschuss der 

UN-Kommission zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau (CEDAW) 

vorgelegt. Auf dessen Grundlage forderte die Kommission in ihren Abschließenden 

Bemerkungen vom 10.02.2009 die Bundesrepublik Deutschland auf, ein Gespräch mit 

Nichtregierungsorganisationen von inter- und transsexuellen Menschen zu führen. So-

mit sollte ein besseres Verständnis für die Betroffenen geschaffen und entsprechende 

Maßnahmen zum Schutz der Rechte intersexueller Menschen eingeleitet werden. (vgl. 

Wahl 2015: 107-108; vgl. BVerfG 10.10.2017, Az. 1 BvR 2019/16, Rn 4) 

Aus diesem Grund erhielt der Deutsche Ethikrat im Dezember 2010 von dem Bundes-

ministerium für Bildung und Forschung und von dem Bundesministerium für Gesund-

heit den Auftrag, eine Stellungnahme zu der Situation intersexueller Menschen in 

Deutschland zu erstellen. Hierfür sollte der Deutsche Ethikrat sowohl mit den Betroffe-

nen als auch mit deren Selbsthilfeorganisationen Dialoge führen. Im Februar 2012 ver-

öffentlichte der Deutsche Ethikrat seine Stellungnahme. In dieser sah er die zwingende 

Einordnung intersexueller Menschen in das binäre Geschlechtersystem des Perso-

nenstandsrechtes als einen nicht zu rechtfertigenden Eingriff in das Persönlichkeits-

recht und in das Recht auf Gleichbehandlung. (vgl. Deutscher Ethikrat 2012a: 9, 177) 

Der Deutsche Ethikrat schlug folgende Änderungen vor: 

1. Es sollte eine weitere Kategorie für intersexuelle Menschen im Personen-

standsrecht eingeführt werden. Hierfür wurde die Eintragung „anderes“ vorge-

schlagen. Des Weiteren sollte der Eintrag offengelassen werden, bis der Betrof-

fene selbst wählen konnte. Der Gesetzgeber sollte das Höchstalter, mit dem 

spätestens die Entscheidung getroffen werden musste, bestimmen. 

2. Es sollte eine weitere Möglichkeit zur Änderung des Geschlechtes im Geburten-

register geben, die neben der bestehenden Regelungen der §§ 47 und 48 im 

Personenstandsgesetz eingefügt werden sollte. 
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3. Die Einführung des Eintrages „anderes“ im Personenstandsregister erfordere 

eine Änderung der Regelungen zur Eingehung einer Ehe bzw. einer eingetra-

genen Lebenspartnerschaft. 

4. Es sollte eine Überprüfung erfolgen, ob die Angabe eines Geschlechtes im Ge-

burtenregister noch notwendig war. 

(vgl. ebd.: 177-178) 

Die oben genannten Empfehlungen des Deutschen Ethikrates wurden nicht in dem 

Entwurf des Gesetzes zur Änderung personenstandsrechtlicher Vorschriften vom 

25.05.2012 berücksichtigt. Daraufhin forderte der Bundesrat in seiner Stellungnahme 

vom 06.07.2012 die Bundesregierung auf, eine Überprüfung des Gesetzesentwurfs auf 

die Einarbeitung der Empfehlungen des Deutschen Ethikrates vorzunehmen. (vgl. 

BVerfG 10.10.2017, Az. 1 BvR 2019/16, Rn 6) 

Die Bundesregierung erklärte in ihrer Gegenäußerung, dass sie die Thematik der Inter-

sexualität sehr ernst nehme. Diese Aussage wurde dadurch bekräftigt, dass die Bun-

desregierung es als nicht ausreichend ansah, lediglich die Auslegungshilfe in  

Nr. 21.4.3 PStG-VwV neu zu formulieren. Weiterhin stellte die Bundesregierung dar, 

dass das Gesetzgebungsverfahren weit fortgeschritten und deswegen eine kurzfristige 

Lösung der komplexen Problematik nicht mehr möglich sei. Des Weiteren sollen Be-

troffene und Sachverständige, insbesondere für die Berücksichtigung der medizini-

schen Aspekte, angehört sowie weitere Gesetze auf notwendige Änderungen überprüft 

werden. Diese Maßnahmen können vor Erlass des Gesetzes zur Änderung personen-

standsrechtlicher Vorschriften nicht im erforderlichen Maß umgesetzt werden. (vgl. 

BVerfG 10.10.2017, Az. 1 BvR 2019/16, Rn 6; vgl. Lettrari 2015: 11-12) 

Der Innenausschuss der Bundesregierung schlug die Einführung eines Absatzes 3 im 

§ 22 PStG mit folgendem Inhalt vor: „Kann das Kind weder dem weiblichen noch dem 

männlichen Geschlecht zugeordnet werden, so ist der Personenstandsfall ohne eine 

solche Angabe in das Geburtenregister einzutragen“. Der Bundestag stimmte in der 

zweiten und dritten Beratung dem Vorschlag einstimmig zu. Die Fachgremien sollten 

die weitergehenden Regelungen diskutieren. (vgl. BVerfG 10.10.2017, Az. 1 BvR 

2019/16, Rn 2, 6) 

Die Koalitionsparteien vereinbarten im Koalitionsvertrag vom 27.11.2013, dass die 

durch die Änderung des Personenstandsgesetzes eingetretenen Verbesserungen eva-

luiert und ausgebaut werden sollten. Weiterhin verständigten sie sich darauf, dass die 

Situation trans- und intersexueller Menschen zunehmend Beachtung finden sollte. In-

folgedessen wurde im September 2014 die interministerielle Arbeitsgruppe „Intersexua-
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lität/ Transsexualität“ geschaffen. Diese sollte im ersten Halbjahr 2017 einen Ab-

schlussbericht vorlegen, wozu es jedoch nicht kam. Dafür entstanden in der Zusam-

menarbeit zahlreiche Studien und Dokumentationen. (vgl. BVerfG 10.10.2017, Az.  

1 BvR 2019/16, Rn 7; vgl. Ahner & Gatermann 2018: 508) 

4.2 Anwendung des § 22 Abs. 3 PStG 

Seit dem Inkrafttreten des Gesetzes zur Änderung personenstandsrechtlicher Vor-

schriften am 01.11.2013 gibt es die Möglichkeit, den Geschlechtseintrag im Geburten-

register bei der Geburt eines intersexuellen Kindes nach § 22 Abs. 3 PStG offenzulas-

sen. Mit dieser Regelung möchte der Gesetzgeber zum einen den Druck von den El-

tern nehmen, innerhalb einer Woche das Geschlecht ihres intersexuellen Kindes bei 

dem Standesamt angeben zu müssen, und zum anderen die Existenz intergeschlecht-

licher Menschen anerkennen. (vgl. Helms 2015: 10) 

Der Geschlechtseintrag kann nach Nr. 22.2 der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur 

Änderung der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum Personenstandsgesetz (PStG-

VwV-ÄndVwV) vom 03.06.2014 nur offengelassen werden, wenn sich aus der Ge-

burtsanzeige ergibt, „dass das Kind zum Zeitpunkt der Anzeige weder dem weiblichen 

noch dem männlichen Geschlecht zugeordnet werden kann“. Folglich ist es maßgeb-

lich, ob die Geburtsanzeige ein Geschlecht angibt. Gemäß der Nr. 21.4.3 PStG-VwV-

ÄndVwV sind weiterhin ausschließlich die Angaben „weiblich“ und „männlich“ möglich. 

Bezeichnungen, wie „ungeklärt“ oder „intersexuell“, kommen nicht in Betracht. (vgl. 

Helms 2015: 10-11; vgl. Schreiber 2017: 10) 

In Abschnitt 3.3 wurde bereits ausgeführt, dass schon vor der Reform die Möglichkeit 

bestand, den Geschlechtseintrag offenzulassen. Jedoch war dies zeitlich begrenzt. 

Durch die Einführung des § 22 Abs. 3 PStG kann nun der Eintrag dauerhaft offen blei-

ben, da keine Frist für einen Nachtrag vorgesehen ist. (vgl. Helms 2015: 11) 

Die Einführung der Reform im Jahr 2013 wurde auch kritisch betrachtet, da das Offen-

lassen des Geschlechtseintrages bei der Geburt eines intersexuellen Kindes als zwin-

gend angesehen wurde. Somit müssen die Eltern zwangsläufig die Zwischenge-

schlechtlichkeit ihres Kindes offenbaren, wodurch der Druck auf die Eltern, ge-

schlechtsangleichende Operationen an ihrem Kind durchzuführen, steige. Die Vor-

schrift ist jedoch als ein Wahlrecht und nicht als eine Zwangsregelung auszulegen. Die 

Eltern können sich entscheiden, ob sie das Geschlecht offenlassen oder ob sie das 

Kind dem überwiegenden Geschlecht zuordnen. (vgl. ebd.: 11-12) 

Gemäß § 27 Abs. 3 Nr. 4 PStG kann eine Folgebeurkundung zur nachträglichen Anga-

be oder Änderung des Geschlechtes eines Kindes vorgenommen werden. Hierfür ist 
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nach Nr. 27.8.1 PStG-VwV-ÄndVwV eine ärztliche Bescheinigung notwendig, die 

nachweist, dass die Zuordnung zu einem Geschlecht fortan möglich ist. Eine gerichtli-

che Anordnung ist nicht erforderlich. Die Erklärung an das Standesamt kann sowohl 

von den sorgeberechtigten Eltern als auch von den nunmehr volljährigen Betroffenen 

abgegeben werden. (vgl. ebd.: 12) 

Problematisch ist jedoch, dass der § 22 Abs. 3 PStG ausschließlich auf den Zeitpunkt 

der Geburt abstellt. Wie bereits erläutert, kann auf eine Eintragung des Geschlechtes 

in das Geburtenregister nur verzichtet werden, wenn das Geschlecht in der Geburtsan-

zeige nicht angegeben wird. Eine nachträgliche Eintragung ist nach § 27 Abs. 3 Nr. 4 

PStG möglich. Intersexualität wird aber zumeist in der Pubertät entdeckt, sodass die 

Zuordnung zu einem Geschlecht in das Geburtenregister bereits erfolgte. Weiterhin ist 

fraglich, wie mit den Eintragungen vor der Reform umgegangen wird, als eine Einord-

nung in das binäre Geschlechtersystem noch zwingend vorgeschrieben war. Hierfür 

gibt es keine Neuregelung im Gesetz. Folglich sind die §§ 47 und 48 PStG anzuwen-

den, die bereits in Abschnitt 3.3 näher erläutert wurden. Der Bundesgerichtshof war in 

seinem Beschluss vom 22.06.2016 selbiger Auffassung. (vgl. Helms 2015: 12; vgl. Az. 

XII ZB 52/15, Rn 22, 23) 

Gemäß § 4 Abs. 1 S. 2 Nr. 6, S. 3 PassG ist das Geschlecht im Pass anzugeben, wel-

ches sich nach den Angaben im Melderegister richtet. Wird der Eintrag des Geschlech-

tes im Melderegister offengelassen, ist das Geschlecht im Reisepass mit einem „X“ 

anzugeben. Für den Personalausweis stellt sich diese Frage nicht, da auf diesem keine 

Angabe zu dem Geschlecht erfolgt. (vgl. Helms 2015: 7) 

4.3 Kritik an § 22 Abs. 3 PStG 

Die Einführung des § 22 Abs. 3 PStG wurde im Jahr 2013 unterschiedlich bewertet. In 

den Medien wurde die Reform oftmals als Einführung eines dritten Geschlechtes und 

somit als eine rechtliche Revolution angesehen. Jedoch war dies eine Übertreibung. 

Der Gesetzgeber folgte eben nicht den Empfehlungen des Deutschen Ethikrates und 

führte keine weitere geschlechtliche Kategorie im Personenstandsgesetz ein. Michael 

Wunder, der maßgeblich an der Stellungnahme des Deutschen Ethikrates beteiligt war, 

nannte die Reform als bruchstückhaft und halbherzig. Weiterhin kritisierte er, dass 

intersexuelle Menschen fortan die Wahl zwischen weiblich, männlich oder gar keinem 

Geschlecht haben. Lucie Veith, die an der Organisation einer Betroffenenbewegung 

beteiligt war, unterstrich mit ihrer Aussage die ambivalente Einschätzung der Reform. 

Sie nannte diese Änderung zwar als Meilenstein, jedoch auch als einen Schnellschuss. 

(vgl. Wahl 2015: 108) 
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Zudem wurde heftig kritisiert, dass die Mediziner letztendlich über den Eintrag in das 

Melderegister entscheiden, da die Angabe des Geschlechtes in der Geburtsanzeige 

maßgeblich sei. Die Reform des Personenstandsgesetzes wurde vereinzelt als unzu-

reichend angesehen, da die Gleichbehandlung intersexueller Menschen nur mit Einfüh-

rung eines dritten Geschlechtes erreicht werde. (vgl. Wahl 2015: 109; vgl. Ahner & 

Gatermann 2018: 508) 

Abschließend ist zu sagen, dass die Einführung des § 22 Abs. 3 PStG keine Lösung 

der Problematik „Intersexualität“ darstellte, sondern lediglich als ein erster Lösungs-

schritt anzusehen war. (vgl. Helms 2015: 7) 
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5 Neue personenstandsrechtliche Regelung 

5.1 Beschluss des Bundesverfassungsgerichtes 

Im Nachfolgenden wird zunächst das Anliegen der beschwerdeführenden Person so-

wie das Klageverfahren dargelegt. Die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichtes 

und deren Rechtsfolge für den Gesetzgeber werden im Anschluss erläutert. 

5.1.1 Beschwerdeführende Person 

Die beschwerdeführende Person Vanja wurde zum Zeitpunkt ihrer Geburt dem weibli-

chen Geschlecht zugeordnet und dementsprechend in das Geburtenregister eingetra-

gen. In der Pubertät wurde bei der beschwerdeführenden Person jedoch festgestellt, 

dass sie einen atypischen Chromosomensatz aufweist (sogenanntes Turner-Syndrom). 

Ihr Geschlechtschromosom umfasst nur ein funktionsfähiges X-Chromosom. Das zwei-

te Geschlechtschromosom fehlt gänzlich. Aus diesem Grund fühlt sich die beschwerde-

führende Person dauerhaft weder dem weiblichen noch dem männlichen Geschlecht 

zugehörig. (vgl. BVerfG 10.10.2017, Az. 1 BvR 2019/16, Rn 1, 11) 

Am 27.07.2014 beantragte die beschwerdeführende Person bei dem zuständigen 

Standesamt, ihr Geschlecht im Geburtenregister gemäß den §§ 47 und 48 PStG von 

weiblich in inter oder divers zu ändern. Als Begründung gab sie an, dass die bisherigen 

Möglichkeiten, entweder ihr Geschlecht in das binäre System einzuordnen oder den 

Eintrag nach § 22 Abs. 3 PStG offenzulassen und damit kein Geschlecht zu besitzen, 

nicht ihre gefestigte und stabile intergeschlechtliche Identität wiederspiegeln würde. 

Aus diesem Grund sei sie in ihrem allgemeinen Persönlichkeitsrecht verletzt. (vgl. 

Schreiber 2017: 11-12; vgl. BVerfG 10.10.2017, Az. 1 BvR 2019/16, Rn 16) 

Weiterhin führte die beschwerdeführende Person aus, dass im materiellen Recht bis-

lang die Existenz intergeschlechtlicher Menschen nicht anerkannt sei. Aus diesem 

Grund sei es materiell-rechtlich unerheblich, ob das Geschlecht offengelassen oder ein 

positiver Eintrag für intersexuelle Menschen geschaffen werde. Jedoch sei die Einfüh-

rung einer weiteren geschlechtlichen Kategorie bedeutend für die Identitätsbildung ei-

nes intersexuellen Individuums im sozialen Kontext. Folglich können intergeschlechtli-

che Menschen erst nach Einführung solch einer Kategorie entsprechend ihres eigenen 

Empfindens auftreten. (vgl. BVerfG 10.10.2017, Az. 1 BvR 2019/16, Rn 16) 

Zudem bestehe eine Ungleichbehandlung aufgrund des Geschlechtes. Weibliche und 

männliche Individuen besitzen ihren eigenen Geschlechtseintrag im Personenstands-

register. Für intersexuelle Menschen hingegen gebe es keine Bezeichnung. (vgl. ebd., 

Rn 17) 
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Mit der Einführung einer weiteren Kategorie als inter oder divers werde eine Bezeich-

nung für all diejenigen geschaffen, die sich weder als weiblich, noch als männlich oder 

gar als geschlechtslos registrieren lassen wollen. Die beschwerdeführende Person ist 

der Auffassung, dass sich durch die Einführung einer weiteren geschlechtlichen Kate-

gorie der bürokratische Aufwand nicht maßgeblich erhöhe. (vgl. ebd., Rn 16) 

Das zuständige Standesamt lehnte den Antrag der beschwerdeführenden Person mit 

der Begründung ab, dass gemäß den §§ 21 Abs. 1 Nr. 3 und 22 Abs. 3 PStG nicht vor-

gesehen sei, die Eintragung als inter oder divers vorzunehmen. Es bestehen lediglich 

die Möglichkeiten, sich in das binäre Geschlechtersystem einzuordnen oder das Ge-

schlecht offenzulassen. Die beschwerdeführende Person empfand diese Regelung als 

verfassungswidrig und legte Widerspruch ein. Nachdem dieser erfolglos blieb, bestritt 

die beschwerdeführende Person den Klageweg. Die Kampagne für eine dritte Option 

begleitete das Verfahren medienwirksam. (vgl. BVerfG 10.10.2017, Az. 1 BvR 2019/16, 

Rn 1, 11; vgl. Schreiber 2017: 12) 

5.1.2 Verlauf der Verfassungsbeschwerde 

Die beschwerdeführende Person erhob vor dem Amtsgericht Hannover Klage, welche 

mit dem Beschluss vom 13.10.2014 zurückgewiesen wurde. Die Begründung der Ab-

lehnung des Gerichtes ähnelte sich mit der des Standesamtes. Weiterhin liege nach 

der Auffassung des Gerichtes keine verfassungswidrige Regelung vor. (vgl. BVerfG 

10.10.2017, Az. 1 BvR 2019/16, Rn 12; vgl. Schreiber 2017: 12) 

Daraufhin legte die klagebefugte Person bei dem Oberlandesgericht Celle Beschwerde 

ein. Sie habe ein Recht auf eine Eintragung, die ihrer intergeschlechtlichen Identität 

entspreche. Mit dem Beschluss vom 21.01.2015 wies das Oberlandesgericht die Be-

schwerde zurück. Es sei nur die Streichung des Eintrages „weiblich“ im Personen-

standsregister möglich. Das Tatbestandsmerkmal „Geschlecht“ in dem § 21 Abs. 1  

Nr. 3 PStG sei nicht insoweit auszulegen, dass die geschlechtliche Kategorie „inter“ 

oder „divers“ einzuführen sei. Das Oberlandesgericht sehe diese Regelung als nicht 

verfassungswidrig an. (vgl. BVerfG 10.10.2017, Az. 1 BvR 2019/16, Rn 13; vgl. Schrei-

ber 2017: 12) 

Der Bundesgerichtshof wies mit dem Beschluss vom 22.06.2016 die daraufhin einge-

legte Rechtsbeschwerde ebenfalls zurück. Nach der derzeitigen Rechtslage sei es 

nicht möglich, den Eintrag des Geschlechtes im Personenstandsregister auf inter oder 

divers zu ändern. Der § 21 Abs. 1 Nr. 3 PStG könne nach der Auffassung des Bundes-

gerichtshofes auch nicht anderweitig ausgelegt werden. Da diese Regelung nicht ver-

fassungswidrig sei, müsse die Sache dem Bundesverfassungsgericht nicht vorgelegt 

werden. Die beschwerdeführende Person habe nach den §§ 48 Abs. 1 und 47 Abs. 2 
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Nr. 1 in Verbindung mit § 22 Abs. 3 PStG die Möglichkeit, die Angabe „weiblich“ im 

Geburtenregister zu streichen und den Eintrag offenzulassen. Das Gericht führte wei-

terhin aus, dass es unerheblich sei, ob die Einführung einer Bezeichnung für interse-

xuelle Menschen unterbleibe oder ob ein Geschlecht eingetragen werde, welches kei-

nen materiellen Gehalt und somit nur deklaratorische Wirkung besitze. Die Einführung 

einer weiteren geschlechtlichen Kategorie tangiere staatliche Ordnungsinteressen. 

Dies beabsichtige die beschwerdeführende Person jedoch nicht. (vgl. BVerfG 

10.10.2017, Az. 1 BvR 2019/16, Rn 14; vgl. Schreiber 2017: 12) 

Am 02.09.2016 legte die klagebefugte Person Verfassungsbeschwerde bei dem Bun-

desverfassungsgericht ein. Sie führte aus, dass sie sowohl in ihrem allgemeinen Per-

sönlichkeitsrecht nach Art. 2 Abs. 1 in Verbindung mit Art. 1 Abs. 1 GG verletzt sei als 

auch aufgrund ihres Geschlechtes nach Art. 3 Abs. 3 S. 1 GG diskriminiert werde. Wei-

terhin sei gegen den Gleichbehandlungsgrundsatz nach Art. 3 Abs. 1 GG verstoßen 

wurden. Das Bundesverfassungsgericht bezog in seiner Entscheidung zahlreiche Insti-

tutionen, Verbände und Vereine ein. Es wurden daraufhin siebzehn Stellungnahmen 

eingereicht und in der Beschlussfassung berücksichtigt. (vgl. BVerfG 10.10.2017, Az. 1 

BvR 2019/16, Rn 15, 18; vgl. Schreiber 2017: 12-13) 

5.1.3 Begründung des Beschlusses 

Am 10.10.2017 gab das Bundesverfassungsgericht der Verfassungsbeschwerde mit 

folgender Begründung statt: 

Zum einen bezog sich das Bundesverfassungsgericht auf das allgemeine Persönlich-

keitsrecht aus Art. 2 Abs. 1 in Verbindung mit Art. 1 Abs. 1 GG. Dabei führte das Ge-

richt aus, dass der Schutz des allgemeinen Persönlichkeitsrechtes bei einer spezifi-

schen Gefährdung der selbstbestimmten Entwicklung und Wahrung der Persönlichkeit 

greife. Somit werde auch die geschlechtliche Identität eines Individuums geschützt, die 

für die eigene Persönlichkeit grundlegend sei. Zu der geschlechtlichen Identität zähle 

gleichermaßen die Zwischengeschlechtlichkeit. (vgl. BVerfG 10.10.2017, Az. 1 BvR 

2019/16, Rn 38-40) 

Die Regelungen des §§ 21 Abs. 1 Nr. 3 und 22 Abs. 3 PStG verstoßen gegen das all-

gemeine Persönlichkeitsrecht. Zwar wurde die Möglichkeit geschaffen, den Eintrag des 

Geschlechtes im Geburtenregister offenzulassen. Jedoch suggeriere dies, dass sich 

das intersexuelle Individuum nicht als weiblich oder männlich begreife, sondern als 

geschlechtslos. Diese Regelung unterstütze weiterhin das binäre System der Ge-

schlechterzuordnung und erkenne keine weitere Geschlechtsidentität an. Intersexuelle 

werden in ihrer Persönlichkeitsentwicklung spezifisch gefährdet, da das Personen-

standsgesetz eine Eintragung des Geschlechtes in das Geburtenregister verlange, 
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aber die Geschlechtsidentität intersexueller Menschen nicht abbilde. Mit der Anerken-

nung einer weiteren geschlechtlichen Identität können intergeschlechtliche Menschen 

entsprechend ihres eigenen Empfindens in der Öffentlichkeit auftreten. (vgl. ebd., Rn 

42-48) 

Der Grundrechtseingriff der §§ 21 Abs. 1 Nr. 3 und 22 Abs. 3 PStG sei in keinerlei Hin-

sicht zu rechtfertigen. (vgl. ebd., Rn 49-50) 

Zum anderen stützte sich das Bundesverfassungsgericht auf den Art. 3 Abs. 3 S. 1 

GG. Dazu legte das Gericht dar, dass der Artikel nicht ausschließlich die Diskriminie-

rung des weiblichen oder männlichen Geschlechtes schütze. Es zähle auch der Schutz 

vor Diskriminierungen intersexueller Menschen aufgrund ihres Geschlechtes dazu. Der 

weiten Auslegung des Art. 3 Abs. 3 S. 1 GG stehe nichts entgegen. (vgl. ebd., Rn 58, 

60) 

Intersexuelle Menschen werden in beiden Grundrechten verletzt, wenn das Personen-

standsrecht gemäß den §§ 21 Abs. 1 Nr. 3 und 22 Abs. 3 PStG zwingend vorsehe, das 

Geschlecht in das Geburtenregister einzutragen, aber keine weitere geschlechtliche 

Kategorie zulasse. (vgl. ebd., Rn 36, 56) 

5.1.4 Rechtsfolge des Beschlusses 

Der Gesetzgeber wurde verpflichtet, bis zum 31.12.2018 eine verfassungskonforme 

Neuregelung zu schaffen. Hierfür standen ihm mehrere Möglichkeiten zur Verfügung. 

So konnte er auf den Eintrag eines Geschlechtes in das Personenstandsregister gänz-

lich verzichten oder eine weitere positive Eintragung neben den bereits bestehenden 

Geschlechtern „weiblich“ und „männlich“ einführen. Der Gesetzgeber war nicht an die 

vorgeschlagenen Bezeichnungen „inter“; „divers“ oder „anderes“ gebunden. Die ange-

griffenen Regelungen aus den §§ 21 Abs. 1 Nr. 3 und 22 Abs. 3 PStG durften nicht 

mehr angewandt werden. Jedoch führte das Bundesverfassungsgericht nicht weiter 

aus, welche Verfahren im Einzelnen bis zu der Neuregelung auszusetzen waren. (vgl. 

BVerfG 10.10.2017, Az. 1 BvR 2019/16, Rn 65-66) 

Die Richter waren der Auffassung, dass sich die Neuregelung nicht nachteilig auswir-

ken könne. Intersexuelle Menschen haben bei der Einführung eines dritten Geschlech-

tes weiterhin die Möglichkeit, sich als weiblich oder männlich im Personenstandsrecht 

zu registrieren oder den Eintrag des Geschlechtes offenzulassen. Frauen und Männer 

erleiden gleichermaßen keinen Nachteil, da die Eintragungen „weiblich“ und „männlich“ 

bestehen bleiben. Die Neuregelung bringe zwar einen gewissen Mehraufwand für die 

Verwaltung, die Problematik sei jedoch bereits von der Reform im Jahr 2013 bekannt. 

(vgl. Rath 2017: 9) 
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5.2 Änderung des Personenstandsgesetzes 

Mit Inkrafttreten des Gesetzes zur Änderung der in das Geburtenregister einzutragen-

den Angaben vom 18.12.2018 wurde der Beschluss des Bundesverfassungsgerichtes 

umgesetzt. Gemäß § 22 Abs. 3 PStG wurde ein neuer positiver Eintrag geschaffen. 

Fortan kann ein Kind als weiblich, männlich oder divers in das Geburtenregister einge-

tragen werden. Die Möglichkeit, den Eintrag des Geschlechtes offenzulassen, besteht 

weiterhin. Die Festlegung auf die Bezeichnung „divers“ entspricht dem Wunsch der 

Betroffenen. (vgl. Stoltenberg et al. 13.12.2018) 

Der Eintrag „divers“ kann bei der Geburt eines Kindes nur gewählt werden, wenn eine 

Variante der Geschlechtsentwicklung vorliegt. Darunter ist eine Inkongruenz von Ge-

schlechtschromosomen, Genitalien oder Keimdrüsen zu verstehen. Hierfür ist die Vor-

lage einer ärztlichen Bescheinigung notwendig, um die Zwischengeschlechtlichkeit des 

Kindes nachweisen zu können. Eine Ausnahme von der Vorlagepflicht besteht bei 

Intersexuellen, die keine ärztliche Bescheinigung besitzen und diese aufgrund der Be-

handlung nicht mehr oder nur unter unzumutbaren Bedingungen erhalten. Diesen Um-

stand müssen die Betroffenen an Eides statt versichern. Die Änderung des Ge-

schlechtseintrages ist gleichermaßen durch eine Erklärung gegenüber dem Standes-

amt möglich, sowie die Wahl eines neuen Vornamens. (vgl. ebd.) 

5.3 Kritik an der Reform 

Die erneute Reform des § 22 Abs. 3 PStG stößt zum Teil auf heftige Kritik. Im Nachfol-

genden werden einige ausgewählte Kritikpunkte näher erläutert. 

5.3.1 Transgeschlechtliche Menschen 

Die Eintragung des Geschlechtes als divers kann bislang nur von intersexuellen Men-

schen genutzt werden. Transgeschlechtliche Menschen, also jene, deren psychisches 

Geschlecht nicht mit dem biologischen übereinstimmt, werden von der Neuregelung 

nicht erfasst. Aus diesem Grund beantragte die Partei „Die Linke“ in dem Gesetzge-

bungsverfahren, dass das Transsexuellengesetz abgeschafft und der Anwendungsbe-

reich des Personenstandsgesetzes für transgeschlechtliche Menschen eröffnet wird. 

Die Partei „Bündnis 90/ Die Grünen“ stellten einen ähnlichen Antrag. Die übrigen Par-

teien im Bundestag lehnten jedoch diese Anträge ab. Folglich können transgeschlecht-

liche Menschen die Bezeichnung „divers“ im Personenstandsregister nicht verwenden. 

(vgl. Stoltenberg et al. 13.12.2018) 
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5.3.2 Pflicht zur Vorlage einer ärztlichen Bescheinigung 

Die Eintragung des Geschlechtes als divers ist nur möglich, wenn der Intersexuelle 

eine ärztliche Bescheinigung vorlegt. Liegt eine solche nicht vor, muss der Betroffene 

an Eides statt versichern, dass diese Bescheinigung nicht mehr oder nur durch unzu-

mutbaren medizinischen Behandlungen ausgestellt werden kann. Die Parteien „Die 

Linke“ und „Bündnis 90/ Die Grünen“ plädierten für den Wegfall der Vorlagepflicht einer 

ärztlichen Bescheinigung. Jedoch sprach sich die Mehrheit im Bundestag gegen die-

sen Vorschlag aus. Somit ist die Vorlage einer ärztlichen Bescheinigung zwingend. Die 

eben genannte Ausnahmeregelung der Nachweispflicht ist ein Kompromiss, der ver-

einzelt als nicht ausreichend angesehen wird. (vgl. Stoltenberg et al. 13.12.2018) 

5.3.3 Bezeichnung „Variante der Geschlechtsentwicklung“ 

Die ärztliche Bescheinigung muss eine Variante der Geschlechtsentwicklung nachwei-

sen. Jedoch ist dieser Begriff medizinischer Natur und wird in der Gesetzesbegründung 

nicht genauer definiert. Es ist abzuwarten, inwieweit das Standesamt anhand des ärzt-

lichen Attestes einschätzen kann, ob solch eine Variante bei den Betroffenen vorliegt. 

(vgl. Ahner & Gatermann 2018: 510) 

5.3.4 Verzicht auf einen Geschlechtseintrag 

Weiterhin wird heftig kritisiert, dass der Gesetzgeber die Möglichkeit, auf einen Ge-

schlechtseintrag im Personenstandsregister gänzlich zu verzichten, unzureichend in 

Erwägung gezogen habe. Fraglich ist jedoch, ob solch ein Verzicht überhaupt möglich 

ist, da diese Änderung umfassende Auswirkungen für weitere Gesetze darstellt. So ist 

gemäß § 4 Abs. 1 S. 2 Nr. 6, S. 3 PassG das Geschlecht im Pass anhand der Angabe 

im Melderegister einzutragen. (vgl. Ahner & Gatermann 2018: 510) 

Insbesondere das Familienrecht stützt sich weiterhin auf das binäre Geschlechtersys-

tem. So ist die Problematik der Eheschließung von intersexuellen Menschen zu klären. 

Diese Fragestellung erübrigte sich jedoch durch das Öffnen der Ehe für alle. Der An-

wendungsbereich wurde insoweit definiert, dass Menschen jeden Geschlechtes die 

Ehe eingehen dürfen. Folglich zählen hierzu auch intersexuelle Menschen. (vgl. Man-

gold 09.08.2018) 

Das Abstammungsrecht ist gleichermaßen kritisch zu betrachten. Gemäß § 1591 BGB 

ist die „Mutter eines Kindes […] die Frau, die es geboren hat“. In dem § 1592 BGB ist 

geregelt, dass „Vater eines Kindes […] der Mann [ist], 

1. der zum Zeitpunkt der Geburt mit der Mutter des Kindes verheiratet ist, 

2. der die Vaterschaft anerkannt hat oder 
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3. dessen Vaterschaft nach § 1600d oder § 182 Abs. 1 des Gesetzes über das 

Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Ge-

richtsbarkeit gerichtlich festgestellt ist.“ 

Jedoch könnten diese Vorschriften geschlechtsneutral formuliert werden, indem die 

Begriffe „Frau“ und „Mann“ durch „Person“ oder „Elternschaft“ abgelöst werden. (vgl. 

Schreiber 2017: 23) 

Das Arbeitsschutzrecht ist ein weiteres Rechtsgebiet, das durch entsprechende Re-

formen geschlechtsneutral ausgestaltet werden könnte. Beispielsweise sind Mutter-

schutzbedingungen nicht an das Geschlecht, sondern an die Lebenslage gebunden, in 

der sich die Person befindet. Die Regelung, welche die Arbeit von Frauen unter Tage 

verbietet, wurde bereits aufgehoben. Die Untersagung der Beschäftigung weiblicher 

Jugendlicher im Rotlichtmilieu sollte eine Kuriosität darstellen, die zu überdenken ist. 

Toiletten müssen hingegen der üblichen Auffassung nicht getrennt für Frau und Mann 

errichtet werden. Es ist ausreichend, eine getrennte Nutzung zu ermöglichen. (vgl. Plett 

2012: 142) 

Das Strafrecht weist ebenfalls geschlechtsspezifische Vorschriften auf, die auf ihre 

Notwendigkeit überprüft werden sollten. So sind Frauen bei dem Vollzug der Freiheits-

strafe in besonderen Frauenanstalten unterzubringen. Bei der Durchführung von exhi-

bitionistischen Handlungen werden ausschließlich Männer bestraft. (vgl. ebd.: 142-143) 

Darüber hinaus gibt es zahlreiche Rechtsgebiete, die nicht an das Geschlecht anknüp-

fen. So wurde die Wehrpflicht im Jahr 2011 abgeschafft. Die Trennung von Frau und 

Mann, die im Sport vorgenommen wird, ist überwiegend zivilrechtlich ausgestaltet. Zu-

dem nimmt die Bedeutung des Geschlechtes als Identifizierungsmerkmal zunehmend 

ab. Der derzeitige Stand der Technik ermöglicht es, beispielsweise einen digitalen Fin-

gerabdruck auf dem Ausweisdokument zu speichern. (vgl. Plett 2012: 142-143; vgl. 

Kolbe 2012: 417) 

Abschließend ist zu überlegen, inwieweit das internationale Recht in die Betrachtung 

einzubeziehen ist. Die zunehmende Globalisierung führt zu einer weltweiten Vernet-

zung, auch in rechtlicher Hinsicht. Folglich muss das deutsche Personenstandsrecht 

nicht nur für sich, sondern im internationalen Kontext gesehen werden. Der deutsche 

Staatsangehörige ist beispielsweise auf die Angabe eines Geschlechtes im Personen-

standsregister angewiesen, wenn er dieses im Ausland bei einer Eheschließung, einer 

Vaterschaftsanerkennung oder einer Adoption aufgrund der dort geltenden Gesetze 

nachweisen muss. (vgl. Helms 2015: 23-24) 
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Unter Betrachtung dieser eben aufgeführten Aspekte ist der Verzicht auf den Ge-

schlechtseintrag im Personenstandsrecht nicht ohne Weiteres umzusetzen. Es sind 

umfangreiche Reformen erforderlich sowie die Vereinbarkeit mit dem internationalen 

Recht zu beachten. 

5.3.5 Anzahl der Betroffenen und deren Interessen 

Vereinzelt wird die Auffassung vertreten, dass der Mehraufwand, der durch die Einfüh-

rung der Neureglung verursacht wird, in keinem Verhältnis zu der Anzahl der betroffe-

nen Menschen stehe. Des Weiteren wurde aus der Befragung des Deutschen Ethikra-

tes und aus der Hamburger Studie ersichtlich, dass die Einführung eines dritten Ge-

schlechtes im Personenstandsgesetz für einige Betroffene nicht im Fokus stand. Viel-

mehr sind sie an der Anerkennung in der Gesellschaft sowie an rechtliche Regelungen 

für geschlechtszuweisende Operationen interessiert. (vgl. Handford et al. 2012: 441-

443; vgl. Bora 2012: 35-37) 

Tabelle 5.3.5-1: Wünsche und Forderungen der Betroffenen (Befragung des 
Deutschen Ethikrates) 

Wünsche und Forderungen Prozent 

Aufklärung in Schulen und Universitäten 10 

Aufklärung bei Medizinern und Psychologen 12 

Allgemeine Aufklärung, Enttabuisierung, Schaffung von Öffent-

lichkeit und Sichtbarmachung der Intersexualität 

36 

Verbot von geschlechtszuweisenden/ kosmetischen Operationen 

im Kindesalter, wenn es sich um keinen medizinischen Notfall 

handelt 

13 

Allgemeine Ablehnung geschlechtszuweisender Operationen 6 

Selbstbestimmte Einwilligung und Aufklärung vor Operationen 4 

Veränderung des Personenstandsrechtes (siehe Tabelle 5.3.5-2) 15 

Kulturelle Öffnung des klassischen Frau-Mann-Schemas 13 

Bessere medizinische Behandlung 11 

Entschädigungsleistungen für erfahrenes Leid 5 

(vgl. Bora 2012: 30-31) 
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Tabelle 5.3.5-2: Position der Betroffenen zu den Geschlechterkategorien (Befra-
gung des Deutschen Ethikrates) 

Position zu den Geschlechterkategorien Anzahl Prozent 

Beibehaltung der Zweiteilung 71 42,77 

Ergänzung um eine dritte Kategorie 36 21,69 

Andere Lösung 59 35,54 

Total 166 100,00 

(vgl. Bora 2012: 33) 

Aus diesem Grund beantragten die Parteien „Die Linke“ und „Bündnis 90/ Die Grünen“, 

dass Vorschriften zur Regelung medizinischer Eingriffe an intersexuellen Kindern ein-

geführt werden. Jedoch lehnte die Mehrheit des Bundestages derartige Regelungen 

ab. Folglich ist es fraglich, inwieweit intersexuelle Menschen die Neuregelung als einen 

Fortschritt ansehen. (vgl. Stoltenberg et al. 13.12.2018) 
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6 Auswirkung auf die moderne Verwaltung 

6.1 Begriffsbestimmung 

Der Begriff „Verwaltung“ wird sehr allgemein und mehrdeutig angewandt, sodass er ein 

weites Spektrum erfasst. Im Nachfolgenden wird die Begrifflichkeit aus Sicht der 

Rechtswissenschaft definiert und stellt somit ausschließlich auf den Begriff der öffentli-

chen Verwaltung ab. Des Weiteren wird auf die Verwaltung als Organisation und auf 

den damit verbundenen fortwährenden Änderungsprozess eingegangen. 

6.1.1 Definition „öffentliche Verwaltung“ 

Die Verwaltung wird als ein Teil des Staates angesehen, welcher nach der Drei-

Elementen-Lehre durch das Staatsgebiet, die Staatsgewalt und das Staatsvolk charak-

terisiert wird. Die Staatsgewalt ist durch das im Grundgesetz verankerte Prinzip der 

Gewaltenteilung in Legislative (gesetzgebende Gewalt), Exekutive (vollziehende Ge-

walt) und Judikative (rechtsprechende Gewalt) untergliedert. Die Exekutive wird noch-

mals nach Gubernative (Regierung) und Administrative (öffentliche Verwaltung) unter-

schieden. Folglich ist die öffentliche Verwaltung diejenige Staatstätigkeit, die weder 

Gesetzgebung, noch Rechtsprechung oder Regierung ist. (vgl. Franz 2013: 19, 21, 22) 

Das sogenannte Zweisektorenmodell unterscheidet nach Staat und Gesellschaft. Der 

Staat, wozu, wie eben erläutert, die öffentliche Verwaltung gehört, bildet den öffentli-

chen Sektor. Die Gesellschaft hingegen wird dem privaten Sektor zugeordnet. Nach 

herrschender Meinung gibt es einen dritten Sektor, der die Mischform zwischen Staat 

und Gesellschaft umfasst. Darunter zählen vom Staat unabhängige Organisationen, 

die öffentliche Aufgaben übernehmen. (vgl. ebd.: 27) 

Weiterhin ist die Verwaltung im materiellen, formellen und organisatorischen Sinn zu 

unterscheiden. Unter dem materiellen Sinn sind sämtliche Tätigkeiten, die durch die 

Verwaltung ausgeführt werden, zu verstehen. Die Verwaltung im formellen Sinn um-

fasst darüber hinaus „auch die Tätigkeit von Verwaltungsbehörden [...], die in materiel-

ler Hinsicht nicht verwaltender Art ist“. (ebd.: 16) Im organisatorischen Sinn sind die 

Verwaltungsorgane an sich gemeint, die sich aus unterschiedlichen Verwaltungseinhei-

ten verschiedener Ebenen zusammenfügen. Im Nachfolgenden wird auf die Verwal-

tung im materiellen Sinn Bezug genommen. (vgl. ebd.) 

Zusammenfassend kann folgende Definition aufgestellt werden, die den weiteren Aus-

führungen zugrundegelegt wird: Verwaltung ist eine exekutive Organisation des öffent-

lichen Sektors. 
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6.1.2 Verwaltung als Organisation 

Wie bereits im vorherigen Abschnitt erläutert, handelt es sich bei einer Verwaltung im 

materiellen Sinn um eine Organisation. Da die Verwaltung in dieser Arbeit als Instituti-

on betrachtet wird, ist der institutionale Organisationsbegriff heranzuziehen. 

Eine Organisation ist ein offenes und soziales System, welches auf bestimmte Ziele 

ausgerichtet ist und eine formale Struktur aufweist. (vgl. Schulte-Zurhausen 2014: 1) 

Die Organisation wird mit zahlreichen gesellschaftlichen Herausforderungen konfron-

tiert. Dazu gehören beispielsweise die Dynamik und Komplexität der Politik und Öko-

nomie, die Globalisierung, die Demographie, der soziale und ethische Wandel sowie 

die Technologisierung. Aufgrund dessen ist die Organisation stetig gezwungen, sich an 

die ändernden Rahmenbedingungen anzupassen und weiterzuentwickeln. Wehrt sich 

die Organisation gegen den Wandel, führt das zum Scheitern dieser. (vgl. Oehlrich 

2016: 147, 149) 

Es wird von einer Lernenden Organisation gesprochen, wenn diese den Wandel als 

Normalfall sowie als Teil des Systemprozesses ansieht. Er wird indirekt von der Orga-

nisation gesteuert und ist eine generelle Kompetenz dieser. (vgl. Schreyögg 2003: 564) 

Eine öffentliche Verwaltung ist als modern zu bezeichnen, wenn sie die Merkmale einer 

Lernenden Organisation erfüllt und folglich einen stetigen Änderungsprozess durch-

läuft, um sich an die aktuellen Rahmenbedingungen anzupassen. 

6.2 Auswirkung der neuen personenstandsrechtlichen Regelung 

Die Einführung des dritten Geschlechtes ist als ein politischer Wandel anzusehen, an 

dem sich die Verwaltung als vollziehende Gewalt anzupassen hat. Im Nachfolgenden 

wird speziell die öffentliche Verwaltung auf kommunaler Ebene betrachtet. 

6.2.1 Allgemein 

Die Änderung des Personenstandsgesetzes hat tiefgreifende Auswirkungen auf die 

Arbeit in der Kommunalverwaltung. Das bisher geltende binäre Geschlechtersystem 

wurde durch den Beschluss des Bundesverfassungsgerichtes abgeschafft und um eine 

weitere geschlechtliche Kategorie erweitert. Insbesondere das Standesamt ist von der 

Änderung betroffen, da das Personenstandsgesetz die rechtliche Grundlage für deren 

Handeln darstellt. Die Reform hat darüber hinaus auch weitreichende Konsequenzen 

für die übrigen Bereiche der Stadtverwaltung. Durch die Einführung des dritten Ge-

schlechtes müssen beispielsweise die Sprache, sämtliche Formulare sowie die Stel-

lenausschreibungen überarbeitet werden. Somit ist von einem Änderungsprozess für 

die gesamte Kommunalverwaltung auszugehen. 
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Ein Artikel im Wochenkurier Dresden thematisierte die bereits erfolgten Änderungen in 

der Verwaltung. Es stellte sich heraus, dass die Kommunen der Thematik des dritten 

Geschlechtes unterschiedlich Gewicht beimessen. Die Stadt Hannover veröffentlichte 

bereits am 18.01.2019 eine Empfehlung für eine geschlechtergerechte Verwaltungs-

sprache. Mit dieser wird der Vielzahl von geschlechtlichen Identitäten Rechnung getra-

gen. Die Stadt Hannover nimmt offenbar eine Vorreiterolle ein. Denn die Verwaltungen 

der Stadt Dresden, Radebeul, Freital und Pirna gaben in dem Artikel an, in der Spra-

che ausschließlich die Gleichberechtigung von Frau und Mann zu beachten. Lediglich 

in der Stellenausschreibung werde mit der Abkürzung (m/ w/ d) das dritte Geschlecht 

berücksichtigt. (vgl. Pönisch 06.02.2019: 1) 

Es gilt abzuwarten, inwieweit die übrigen Kommunalverwaltungen dem Vorbild der 

Stadt Hannover folgen und die Einführung des dritten Geschlechtes beispielsweise in 

der Sprache, in den Formularen oder in der Stellenausschreibung realisieren. Des Wei-

teren wird sich zeigen, inwiefern Sanktionen verhängt werden, falls der Beschluss des 

Bundesverfassungsgerichtes lediglich im Bereich des Personenstandsrechtes umge-

setzt wird, obwohl die Änderung auch andere Bereiche tangiert. Zudem ist fraglich, 

welche Institution die Umsetzung der Neuregelung überwachen soll. 

6.2.2 Fallbeispiel Landeshauptstadt Dresden 

Es wurden in der Landeshauptstadt Dresden zwei Befragungen durchgeführt, um so 

die Auswirkung der Neuregelung auf die Kommunalverwaltung anhand eines konkreten 

Beispieles genauer darstellen zu können. 

Zum einen wurde das Büro der Gleichstellungsbeauftragten interviewt. In der mündli-

chen Befragung sollte der Umgang in der Stadtverwaltung Dresden mit der Thematik 

des dritten Geschlechtes vor und nach der Neuregelung abgebildet werden. Außerdem 

war Gegenstand der Befragung, wie das Büro der Gleichstellungsbeauftragten zu der 

Änderung des Personenstandsgesetzes steht und wie der Bereich die Auswirkungen 

auf die Verwaltung und die Gesellschaft einschätzt. 

Die zweite Befragung wurde mit dem Standesamt der Landeshauptstadt Dresden 

durchgeführt. Hierfür wurde aus organisatorischen Gründen die schriftliche Befragung 

gewählt. In dieser galt es, die Registrierung der Geburten vor und nach der Gesetzes-

änderung zu thematisieren. Der Bereich sollte gleichermaßen die Auswirkung der Neu-

regelung auf die Verwaltung einschätzen. 
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6.2.2.1 Darstellung der angewandten Methoden 

Als Methode wurde die Befragung in Form eines Interviews sowie eines Fragebogens 

gewählt, um so „Informationen über Sachverhalte, Probleme, Ziel- und Wertvorstellun-

gen zu erhalten“. (Schulte-Zurhausen 2014: 547). Im vorliegenden Fall sollte die Ein-

führung des dritten Geschlechtes und deren Auswirkung auf die Kommunalverwaltung 

näher erläutert werden. 

Das Interview wird durch ein persönliches Gespräch zwischen den Interviewer und den 

Befragten charakterisiert. Der Befragte war eine Sachbearbeiterin aus dem Büro der 

Gleichstellungsbeauftragten. Die Rolle des Interviewers übernahm der Verfasser dieser 

Arbeit. Es wurde ein neutrales Interview gewählt, das durch die sachliche Gesprächs-

führung gekennzeichnet ist, da der Erhalt von rationalen Argumenten und Auskünften 

sowie klaren Antworten beabsichtigt war. Das Interview begann mit einer weichen 

Phase. Infolgedessen wurde ein guter Gesprächseinstieg geschaffen. (vgl. ebd.: 547-

548) 

Es handelte sich um ein teilstandardisiertes Interview, da zwar die Fragen vorgegeben 

waren, aber ein gewisser Spielraum in Hinblick auf die Antworten bestand. Diese Inter-

viewform wurde gewählt, um so auf unerwartete Wendungen in der Gesprächsführung 

flexibel reagieren zu können. Die Entscheidung fiel auf die Erarbeitung offener Fragen, 

da der Befragte seine Antwort frei äußern sollte. So konnte der Interviewte nicht aus 

vorgefertigten Antwortmöglichkeiten wählen und war gezwungen, seine Gedanken zu 

der Frage selbst zu formulieren. Aus diesem Grund wurde dem Büro der Gleichstel-

lungsbeauftragten das Interview vorab übersandt. Durch das Stellen offener Fragen 

bestand die Möglichkeit, dass der Befragte Gesichtspunkte nannte, die im Vorfeld nicht 

bedacht wurden. Der Interviewer notierte die Antworten stichpunktartig und kodifizierte 

diese anschließend. (vgl. ebd.: 549-550) 

Trotz der Nachteile, die durch die Durchführung einer mündlichen Befragung entstehen 

können, wurde sich für die Form des Interviews entschieden, da die Vorteile überwie-

gen. Insbesondere war es bei der Ausführung des Interviews wichtig, bei Unklarheiten 

nachfragen zu können sowie Informationen zu erhalten, die über die geplanten Frage-

stellungen hinausgehen. (vgl. ebd.: 551) 

Als weitere Methode kam die schriftliche Befragung zur Anwendung, da die Durchfüh-

rung eines Interviews im Standesamt aus organisatorischen Gründen nicht möglich 

war. Der Fragenbogen wird durch die schriftliche Beantwortung des Befragten charak-

terisiert. Das Standesamt übernahm die Rolle des Befragten. Ein Interviewer wird nicht 

eingesetzt, sodass die Fragen konkreter formuliert sein müssen. Ein Nachfragen bei 
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Unklarheiten ist nicht möglich. Der Fragebogen bestand aus standardisierten Fragen. 

In allen anderen Punkten glich er dem eben beschriebenen Interview. (vgl. ebd.: 546) 

6.2.2.2 Auswertung der Befragungen 

Sowohl das durchgeführte Interview mit dem Büro der Gleichstellungsbeauftragten als 

auch der beantwortete Fragebogen von dem Standesamt wird im Nachfolgenden aus-

gewertet. Die Befragungen sind dem Anhang 1 und 2 beigefügt. 

6.2.2.2.1 Büro der Gleichstellungsbeauftragten 

Das Büro der Gleichstellungsbeauftragten ist nicht in der herkömmlichen Ämterstruktur 

der Stadtverwaltung Dresden integriert. Es ist dem Oberbürgermeister direkt unterstellt, 

sodass folglich kein Amtsleiter dazwischen geschalten ist. Dies ermöglicht ein wei-

sungsfreies und selbstständiges Arbeiten. Das Büro der Gleichstellungsbeauftragten 

beschäftigt sich mit der Gleichstellung von Frau und Mann sowie mit der sexuellen und 

geschlechtlichen Vielfalt. Weiterhin gibt es interdisziplinäre Zusammenarbeiten, z. B. 

im Bereich der Migration oder der Rechtspopulation. Das Büro der Gleichstellungsbe-

auftragten kooperiert zudem mit der Ausländerbeauftragten. Beispielsweise wurde die 

Veranstaltung „Interkulturelle Tage“ gemeinsam organisiert und durchgeführt. In dem 

Bereich sind sechs Beschäftigte tätig. Davon ist eine Stelle für die Thematik des dritten 

Geschlechtes verantwortlich, wobei auch die übrigen Sachbearbeiter mitwirken. Bis-

lang beschränken sich die Anfragen der Stadtverwaltung zu der Thematik des dritten 

Geschlechtes an das Büro der Gleichstellungsbeauftragten auf die geschlechterge-

rechte Formulierung. 

Im Büro der Gleichstellungsbeauftragten wurde die Thematik des dritten Geschlechtes 

bereits vor der Neuregelung berücksichtigt. Jedoch waren die personellen Kapazitäten 

für eine ausführliche Behandlung des Themas nicht gegeben. Aus diesem Grund wur-

de im April 2018 eine zusätzliche Stelle geschaffen. Weiterhin wurden Veranstaltungen 

zu diesem Thema organisiert, z. B. die Veranstaltung „we are part of culture“, und bei 

Forschungsprojekten mitgewirkt. Das Büro der Gleichstellungsbeauftragten stützt sich 

bei seiner Arbeit auf den Art. 3 Abs. 2 GG sowie die Art. 8, 18 der Sächsischen Verfas-

sung (SächsVerf). Weiterhin werden das Urteil vom Bundesverfassungsgericht und die 

damit verbundene Änderung im Personenstandsgesetz einbezogen. Das Bundesfami-

lienministerium hat eine Broschüre, u. a. für die Formulierung von geschlechtergerech-

ten Anreden, veröffentlicht, an die sich das Büro der Gleichstellungsbeauftragten eben-

falls orientiert. Die Zusammenarbeit zwischen der Stadtverwaltung und dem Büro der 

Gleichstellungsbeauftragten bestand vor der Neuregelung überwiegend aus der Be-

antwortung der Anfragen aus der Verwaltung. Weiterhin gibt es für das Büro der 
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Gleichstellungsbeauftragten einen Gleichstellungsaktionsplan in der Stadtverwaltung 

Dresden. 

Das Büro der Gleichstellungsbeauftragten empfand die bisherige personenstandsrecht-

liche Regelung als kritisch, da intersexuelle Menschen in dieser nicht berücksichtigt 

wurden. Aus diesem Grund sah der Bereich Handlungsbedarf. Er befürwortete die Kla-

ge vor dem Bundesverfassungsgericht und seine Vorstellungen ähnelten sich mit de-

nen der Kampagne für eine dritte Option. Das Büro der Gleichstellungsbeauftragten 

sieht in der Einführung eines dritten Geschlechtes in das Personenstandsgesetz einen 

guten Kompromiss, da nicht alle ihre Anforderungen mit der Reform erfüllt wurden. Der 

Bereich ist der Meinung, dass der Beschluss durch die Einführung eines positiven Ein-

trages für intersexuelle Menschen umgesetzt wurde. Jedoch passte der Gesetzgeber 

bis dato nur das Personenstandsgesetz an den Beschluss an. Das Büro der Gleichstel-

lungsbeauftragten ist aufgrund des Art. 3 GG der Auffassung, dass nun weitere Berei-

che folgen müssen, wie z. B. die Überarbeitung anderer Gesetze, der Sprache oder 

der Formulare. 

Die Gesetzesänderung beseitigt aus Sicht des Büros der Gleichstellungsbeauftragten 

die Diskriminierung intersexueller Menschen und berücksichtigt die Vielfalt der ge-

schlechtlichen Einordnung. Jedoch äußert der Bereich zugleich vier Kritikpunkte. Als 

erstes bemängelt er, dass nur intersexuelle, aber nicht transsexuelle Menschen in der 

Neuregelung berücksichtigt werden. Weiterhin ist ein ärztliches Attest für die Eintra-

gung „divers“ notwendig, sodass die Entscheidungshoheit bei den Ärzten und nicht bei 

den Betroffenen liegt. Im Gesetz ist nicht geregelt, wer unter den Begriff „Intersexuali-

tät“ fällt. Abschließend kritisiert das Büro der Gleichstellungsbeauftragten, dass die 

Zweigeschlechtlichkeit weiterhin stark im Fokus steht. Dies hätte vermieden werden 

können, in dem das Geschlecht als Unterscheidungsmerkmal im Personenstandsge-

setz entfallen wäre. 

Weiterhin führt das Büro der Gleichstellungsbeauftragten aus, dass die Einführung 

eines dritten Geschlechtes zu einem höheren Verständnis führen könnte. Als Grund 

nennt sie, dass der Beschluss des Bundesverfassungsgerichtes für Aufmerksamkeit 

gesorgt hat, sodass die Thematik des dritten Geschlechtes öffentlich diskutiert wurde. 

Des Weiteren ordnete eine obere Instanz die Einführung des dritten Geschlechtes an, 

sodass diese Neuregelung auch verbindlich gilt. Jedoch könnte der dadurch entstan-

dene Mehraufwand auch zu Unverständnis oder gar Verweigerung führen. 

Das Büro der Gleichstellungsbeauftragten hat durch die Medien von dem Beschluss 

des Bundesverfassungsgerichtes erfahren. Nach der Einführung der Neuregelung kann 

durch die Schaffung der neuen Stelle im Büro der Gleichstellungsbeauftragten das 
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Thema des dritten Geschlechtes tiefgreifender berücksichtigt werden. Weiterhin war 

die Gesetzesänderung ein Anstoß dafür, die Thematik umfangreicher in der Stadtver-

waltung zu beachten. Durch die Schaffung der weiteren geschlechtlichen Kategorie hat 

das Büro der Gleichstellungsbeauftragten eine stärkere Grundlage für die Überarbei-

tung der geschlechtergerechten Sprache und der Formulare, da nun die Argumentation 

für diese Änderungen leichter fällt. Weiterhin kann auf Städte verwiesen werden, die 

bereits den Beschluss des Bundesverfassungsgerichtes umsetzen, z. B. die Stadt 

Hannover. 

Nach der Einführung der Neuregelung plant der Bereich, die Sprache in der Stadtver-

waltung zu öffnen. Insbesondere die Stellenausschreibungen sollen angepasst werden. 

Das Büro der Gleichstellungsbeauftragten empfindet es als nicht ausreichend, wenn 

lediglich neben weiblich und männlich divers angegeben wird. Die Berufsbezeichnun-

gen müssen gleichermaßen geschlechtergerecht ausgewiesen werden. Weiterhin sol-

len die Formulare angepasst werden. Dazu zählt auch, dass das Geschlecht nur dann 

anzugeben ist, wenn es für den Antrag notwendig erscheint. Als dritte Änderung nennt 

der Bereich, dass die Verwaltungsmitarbeiter für das Thema des dritten Geschlechtes 

sensibilisiert werden sollen, indem ihnen die Thematik „Intersexualität“ näher gebracht 

wird. Hierfür sollen Fortbildungen und Handreichungen angeboten werden. 

Die beabsichtigten Änderungen sollen zunächst durch die Überarbeitung der Broschü-

re für geschlechtergerechte Sprache umgesetzt werden, die zusätzlich in die Allgemei-

ne Dienstanweisung der Stadtverwaltung Dresden verankert werden soll. Außerdem 

werden Workshops geplant, insbesondere für die Mitarbeiter der Personalabteilung, 

damit diese die Stellenausschreibung überarbeiten können. Ein Sachbearbeiter des 

Büros der Gleichstellungsbeauftragten hospitiert in dem berufsbegleitenden Unterricht 

der Auszubildenden. Anschließend gibt er Vorschläge, wie die Thematik des dritten 

Geschlechtes in den Lernstoff integriert werden kann. Zudem wird eine Handreichung 

für den Umgang mit inter-, trans- und homosexuellen Menschen veröffentlicht, die die 

Mitarbeiter sensibilisieren soll. Abschließend erfolgt eine Überarbeitung des Gleichstel-

lungsaktionsplans der Stadtverwaltung Dresden. Dafür orientiert sich das Büro der 

Gleichstellungsbeauftragten an die Europäische Charta für die Gleichstellung von 

Frauen und Männern auf lokaler Ebene. Der Bereich legt die Charta weiter aus und 

wendet diese auch auf das dritte Geschlecht an. 

Alle oben genannten Maßnahmen sind noch in Bearbeitung. Die Broschüre soll in die-

sem Frühjahr erscheinen. Der Grund für die Verzögerung ist zum einen, dass nicht 

genügend personelle Kapazitäten vorhanden sind und zum anderen, dass die Dienst-

wege in der Verwaltung zeitintensiv sind, wie z. B. für die Änderung der Allgemeinen 
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Dienstanweisung. Jedoch sieht das Büro der Gleichstellungsbeauftragten keinen 

Mehraufwand, da die geplanten Änderungen auch durchgeführt worden wären, wenn 

es keine Neuregelung gegeben hätte. 

Der Fortbildungskatalog der Stadtverwaltung Dresden sieht keine internen Fortbildun-

gen zu der Thematik des dritten Geschlechtes vor. Interne Workshops werden aus-

schließlich von dem Büro der Gleichstellungsbeauftragten organisiert. Extern werden 

derartige Fortbildungen angeboten. Beispielsweise nahm das Büro der Gleichstel-

lungsbeauftragten an einer Fachtagung teil, die sich mit der Gesetzesänderung befasst 

hatte. 

Der Bereich möchte das Verständnis der Mitarbeiter erhöhen, indem er die bereits ge-

nannten Broschüren, Handreichungen, den Gleichstellungsaktionsplan und Workshops 

anbietet. Weiterhin beantwortet das Büro der Gleichstellungsbeauftragten Anfragen 

aus der Stadtverwaltung und versucht dabei Sensibilität für diese Thematik zu schaf-

fen. Zusätzlich soll das Verständnis der Bürger der Stadt Dresden erhöht werden, in-

dem Veranstaltungen organisiert werden, wie z. B. die Veranstaltung „we are part of 

culture“ oder die Kooperationsveranstaltung „Vielfalt in die Pflege“. Das Büro der 

Gleichstellungsbeauftragten führte bislang keine vertraulichen Gespräche mit interse-

xuellen Menschen bzw. Bürgern, da es hierfür noch keine Anfragen gab. Zudem exis-

tieren andere Anlaufstellen für Beratungen. Der Verein „Gerede e.V. Dresden“ berät 

beispielsweise intersexuelle Bürger. Für intersexuelle Mitarbeiter ist die Frauenbeauf-

tragte verantwortlich. 

Das Büro der Gleichstellungsbeauftragten ist der Auffassung, dass nicht genügend 

Aufklärungsarbeit vom Bund oder vom Land geleistet wird. Der Bund oder das Land 

könnten für Kommunen eine Handlungsempfehlung veröffentlichen, z. B. wie die Spra-

che künftig ausgestaltet werden soll. Zudem sollten der Bund oder das Land eine Vor-

bildfunktion einnehmen, indem sie selbst die geschlechtergerechte Sprache oder For-

mulare anwenden. Der Beschluss des Bundesverfassungsgerichtes sollte auch auf 

andere Bereiche erweitert werden und nicht nur auf die Änderung des Personen-

standsgesetzes begrenzt sein. Der Bund oder das Land informierten ausschließlich 

über die Gesetzesänderung. Eine Sensibilisierung der Bevölkerung fand jedoch nicht 

statt. 

Der Bereich ist der Auffassung, dass es zu weiteren Gesetzesänderungen kommen 

muss und sieht dementsprechend Änderungspotenzial. So führt er aus, dass die Ein-

tragung im Personenstandsregister als divers nicht von einem ärztlichen Attest abhän-

gig sein sollte. Jeder müsste die Möglichkeit haben, sich für dieses Geschlecht ent-

scheiden zu können. Weiterhin sollte geprüft werden, inwieweit die Angabe eines Ge-
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schlechtes, z. B. in Gesetzen oder Formularen, überhaupt notwendig ist. Das Büro der 

Gleichstellungsbeauftragten sieht einen Reformbedarf in dem System der Binarität der 

Geschlechter. Jedoch ist unklar, wann diese Gesetzesänderungen von der Legislative 

realisiert werden. Schlimmstenfalls werden diese Änderungen durch erneutes Klagen 

umgesetzt. 

Das Büro der Gleichstellungsbeauftragten empfindet die Aussage „Das dritte Ge-

schlecht - eine Herausforderung für die moderne Verwaltung“ als zutreffend. Als Be-

gründung gibt sie an, dass der Verwaltungsmitarbeiter durch die Gesetzesänderung 

gezwungen wird, sich und sein Weltbild zu hinterfragen. Zudem führt die Neuregelung 

zu umfassenden Änderungen. Beispielsweise müssen die Sprache und die Formulare 

angepasst werden. Das stößt bei einigen Mitarbeitern auf Unverständnis, da die Ge-

setzesänderung nur wenige Menschen betrifft, das vorhergehende System reibungslos 

funktionierte und die Regelung folglich als unnötig empfunden wird. Mit der Gesetzes-

änderung werden gleichermaßen Ängste vor dem Neuen verbunden. Es erfordert viel 

Offenheit von den Mitarbeitern, aber auch von den Strukturen. Weiterhin ist es ein lan-

ger Prozess bis zur vollständigen Einführung des dritten Geschlechtes auf allen rele-

vanten Gebieten. Aus diesem Grund möchte das Büro der Gleichstellungsbeauftragten 

schon bei der Ausbildung der künftigen Mitarbeiter ansetzen, umso frühzeitig wie mög-

lich Verständnis für diese Thematik zu schaffen. 

6.2.2.2.2 Standesamt 

Das Standesamt der Landeshauptstadt Dresden gehört dem Geschäftsbereich Ord-

nung und Sicherheit an und untersteht dem Bürgeramt. Die Abteilung wird nochmals 

untergliedert in die Sachgebiete Eheschließung, Geburten und Sterbefälle sowie Ur-

kundenwesen. Zu dem Aufgabengebiet des Standesamtes gehören u. a. die Durchfüh-

rung der Eheschließung, die Anerkennung einer im Ausland geschiedenen Ehe, die 

Nachbeurkundung von Personenstandsfällen im Ausland, die Beurkundung von Na-

menserklärungen, die Registrierung von Geburten und Sterbefällen, die Ausstellung 

von Urkunden anhand des Personenstandsregisters und die Entgegennahme der Er-

klärung für einen Kirchenaustritt oder -übertritt. In der Abteilung sind 54 Beschäftigte, 

darunter 35 Standesbeamte, tätig. Für die Registrierung der Geburten sind sechs 

Standesbeamte und zwei Sachbearbeiter zuständig. Im Jahr 2017 wurden in der Lan-

deshauptstadt Dresden insgesamt 8.457 Geburten und im Jahr 2018 8.292 Geburten 

registriert. Das entspricht einem Durchschnitt von 650 Geburten pro Monat. 

Nach der Reform des Personenstandsgesetzes im Jahr 2013 wurde die Möglichkeit, 

die Angabe des Geschlechtes im Geburtenregister offenzulassen, in den Jahren 2015 

und 2016 einmal und im Jahr 2017 fünfmal in Anspruch genommen. Im Jahr 2018 wur-
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de stets ein Geschlecht eingetragen. Dem Standesamt Dresden lag bis zu Gesetzes-

änderung im Dezember 2018 keine gerichtliche Anordnung nach den §§ 47 und 48 

PStG vor, die die Streichung eines eingetragenen Geschlechtes im Personenstandsre-

gister anwies. Weiterhin gab es bis zur Neuregelung im Jahr 2018 keine Anträge von 

intersexuellen Menschen, die den Eintrag „inter“, „divers“ oder „anderes“ im Personen-

standsregister der Landeshauptstadt Dresden forderten. 

Die Nr. 27.8.1 PStG-VwV-ÄndVwV erleichterte die Arbeit in dem Standesamt, da diese 

die rechtliche Ausgestaltung bei der Zuordnung zu einem der binären Geschlechter 

konkretisierte, wenn zuvor das Geschlecht des Kindes bei der Geburt offengelassen 

wurde. Beispielsweise war bis zur Gesetzesänderung im Jahr 2018 in dieser Vorschrift 

geregelt, dass die Vornamensänderung im Zusammenhang mit der nachträglichen 

Eintragung des Geschlechtes nur durch eine öffentlich-rechtliche Namensänderung 

möglich war. Neben dieser Verwaltungsvorschrift gab es keine weiteren Richtlinien, an 

die sich die Abteilung orientieren konnte. 

Im Standesamt Dresden erfolgte die Erstbeurkundung ab der Gesetzesänderung im 

Jahr 2013 ohne einen Geschlechtseintrag, wenn mit der Geburtsanzeige eine Be-

scheinigung des Arztes vorlag, die nachwies, dass das Kind weder dem weiblichen 

noch dem männlichen Geschlecht eindeutig zugeordnet werden konnte. Vor dem Be-

schluss des Bundesverfassungsgerichtes lagen dem Standesamt keine nachträglichen 

Änderungsanträge für bereits beurkundete Geburten vor. Zwischen dem Beschluss des 

Bundesverfassungsgerichtes und der Gesetzesänderung im Dezember 2018 stellten 

zwei Bürger derartige Anträge. Diese wurden zunächst abschlägig beschieden. 

Das Standesamt hat über den Dienstweg von der Neuregelung des Personen-

standsgesetzes, die im Dezember 2018 in Kraft trat, erfahren. Hierzu fanden keine 

externen Fortbildungen statt. Es wurden ausschließlich interne Schulungen unter den 

Standesbeamten durchgeführt, die als ausreichend angesehen wurden. Das Sächsi-

sche Staatsministerium des Innern erließ zusätzlich Umsetzungshinweise, an die sich 

das Standesamt orientiert. Dennoch gibt es weiterhin Unklarheiten, die es zu beseiti-

gen gilt. Beispielsweise ist die Frage nach der korrekten Formulierung der geschlech-

tergerechten Ansprache offen. Zudem ist fraglich, welcher Arzt die Befugnis für die 

Ausstellung einer Bescheinigung über das Vorliegen von Varianten der Geschlechts-

entwicklung besitzt. Gleichermaßen ist zu klären, ob eine ehemals männliche, nunmehr 

weibliche Person die Vaterschaft zu einem Kind anerkennen kann. 

Es wurde bislang kein Kind mit dem Geschlecht „divers“ in das Geburtenregister der 

Landeshauptstadt Dresden eingetragen. Gleichermaßen forderte bisher kein Bürger, 

dass sein Geschlecht im Personenstandsregister auf divers geändert werden soll. Es 
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wurden lediglich zwei Anträge genehmigt, infolgedessen der Wechsel des Geschlech-

tes von männlich auf weiblich erfolgte. Des Weiteren liegen dem Standesamt vier An-

träge vor, denen die benötigten Nachweise fehlen. 

Das Standesamt führt mit den Bürgern eine Beratung über die rechtlichen Eintra-

gungsmöglichkeiten im Personenstandsregister durch. Hierfür erklärt es, dass das Ge-

schlecht mit weiblich, männlich oder divers angegeben sowie der Eintrag offengelas-

sen werden kann. Weiterhin informiert es, dass die Möglichkeit besteht, den Vornamen 

bei dem Wechsel des Geschlechtes zu ändern. Zudem erklärt das Standesamt, welche 

Unterlagen oder Nachweise hierfür vorzulegen sind. 

Die Bearbeitung der Erklärung ist bislang nicht im Fachverfahren möglich. Dies muss in 

einem zusätzlichen Formularserver durchgeführt werden. Jedoch arbeitet der Verlag 

für Standesamtswesen an der Einführung dieser Funktion. Die Eintragung der Folge-

beurkundung über die Geschlechts- und Vornamensänderung sind im Fachverfahren 

bereits möglich. Hierzu waren Änderungen durch den Verlag für Standesamtswesen 

sowie ein Update notwendig. Weiterhin sind sämtliche Folgebeurkundungen vorzu-

nehmen, wenn eine nachträgliche Änderung des Geschlechtes beantragt wird. Zudem 

ist zu klären, wie Beurkundungen mit Auslandsbeteiligung zu behandeln sind, wenn in 

diesem Land das dritte Geschlecht nicht rechtlich anerkannt ist. Zusammenfassend 

schätzt die Abteilung den Mehraufwand als niedrig ein, da dieser ca. 20 Minuten pro 

Vorgang bei einer geringen Anzahl von Fällen umfasst. 

Stadtintern wird die Schulung „Gleichstellungs-Aktionsplan auf Fachebene umsetzen - 

aber wie“ angeboten. In dieser werden die Geschlechterrollenbilder thematisiert. In-

wieweit die Problematik des dritten Geschlechtes aufgegriffen wird, konnte das Stan-

desamt nicht einschätzen. Zudem sind weitere Qualifizierungsmaßnahmen für das 

Thema des dritten Geschlechtes geplant. 

Das Standesamt ist der Auffassung, dass es aufgrund der Neuregelung im Jahr 2018 

zu weiteren Änderungen in der Gesetzgebung kommen wird und sieht dementspre-

chend Änderungspotenzial. Hierzu führt es aus, dass die Legislative bereits im letzten 

Gesetzgebungsverfahren die Einbeziehung des Transsexuellengesetzes in die aktuelle 

Problematik diskutiert hat. Den Betroffenen selbst ist zum Teil die gesetzliche Abgren-

zung zwischen den Transsexuellengesetz und den Varianten der Geschlechtsentwick-

lung unklar. Aus diesem Grund steht die derzeitige gesetzliche Regelung in Kritik. 

Abschließend ist das Standesamt der Auffassung, dass die Einführung des dritten Ge-

schlechtes in die standesamtliche Praxis keine größere Herausforderung darstellt, als 

die zuvor durchgeführten Gesetzesänderungen. Jedoch gibt es hinsichtlich der Neure-
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gelung noch zu klärende Fragen. Es gilt abzuwarten, welche Schwierigkeiten sich bei 

der Anwendung des neuen § 22 Abs. 3 PStG zudem ergeben werden. 



46 
 

7 Ergebnisse 

7.1 Ausblick 

Der Beschluss des Bundesverfassungsgerichtes vom 10.10.2017 und die damit ver-

bundene Änderung des Personenstandsgesetzes haben vorrangig Auswirkung auf die 

öffentliche Verwaltung, da diese als vollziehende Gewalt ihr Handeln an die Neurege-

lung des § 22 Abs. 3 PStG anpassen muss. Darüber hinaus hat die Einführung des 

dritten Geschlechtes gleichermaßen Einfluss auf das Arbeitsrecht, die geschlechterge-

rechte Sprache, die Gesellschaft und auf weitere Rechtsgebiete. Im Nachfolgenden 

wird ein Überblick der möglichen Änderungen in diesen Bereichen gegeben. 

7.1.1 Arbeitsrecht 

In der Privatwirtschaft ist bislang das System der geschlechtlichen Binarität verankert. 

Aufgrund des Beschlusses des Bundesverfassungsgerichtes muss jedoch auch auf 

diesem Gebiet ein Umdenken stattfinden. So müssen die bereits bestehenden sowie 

neu abgeschlossenen Arbeitsverhältnisse und der Rekrutierungsvorgang von Mitarbei-

tern überarbeitet werden. Weiterhin ist die geschlechtsspezifische Kleiderordnung am 

Arbeitsplatz zu überdenken sowie eine „Drittgeschlechtsquote“ einzuführen. Insbeson-

dere die Stellenausschreibung ist an dem Beschluss des Bundesverfassungsgerichtes 

anzupassen. (vgl. Bettinghausen 12.02.2018: 372; vgl. Märker 2018: 4) 

Das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz (AGG) hat gemäß § 1 AGG u. a. das Ziel, 

Benachteiligungen aufgrund des Geschlechtes zu verhindern und zu beseitigen. Dazu 

zählt auch das dritte Geschlecht, für das keine besondere biologische Veranlagung 

notwendig ist, sondern die dauerhafte Zuordnung des Individuums zu diesem. Auf-

grund dessen ist in der Stellenausschreibung das dritte Geschlecht zu berücksichtigen, 

sonst würde dies eine Benachteiligung nach § 22 AGG vermuten lassen. Die Berufs-

bezeichnung und der Zusatz muss geschlechtsneutral formuliert werden. Hierzu soll 

ein geschlechtsunabhängiger Oberbegriff sowie die Abkürzung (m/ w/ d) verwendet 

werden. Weiterhin sind Formulare, die für die Einstellung von einem Mitarbeiter auszu-

füllen sind, geschlechtergerecht auszugestalten. (vgl. Körlings 2018: 284-285) 

Das Betriebsverfassungsgesetz (BetrVG) ist als wichtige Grundlage für das Arbeits-

recht gleichermaßen an dem Beschluss des Bundesverfassungsgerichtes anzupassen. 

In diesem Gesetz nimmt das Geschlecht eine zentrale Funktion ein. Gemäß § 15  

Abs. 2 BetrVG genießt das Minderheitsgeschlecht der Belegschaft gewisse Vorzüge, 

die wiederum Einfluss auf das Wahlergebnis haben. Da nun eine dritte geschlechtliche 

Kategorie durch die Reform des Personenstandsgesetzes eingeführt wurde, ist vom 
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Gesetzgeber festzulegen, ob dieses Sonderrecht künftig dem „Mindestgeschlecht“ oder 

beiden „Minderheitsgeschlechtern“ zuteilwerden soll. (vgl. Weller 11.05.2018: M26) 

7.1.2 Geschlechtergerechte Sprache 

Die geschlechtergerechte Sprache berücksichtigt bislang nur die Gleichberechtigung 

von Frau und Mann. So werden zumeist folgende Anreden genutzt: „Sehr geehrte Da-

men und Herren“ bzw. „Sehr geehrte Frau oder sehr geehrter Herr“ sowie „Sehr geehr-

te Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter“. Folglich muss auch die Sprache aufgrund der Ein-

führung des dritten Geschlechtes reformiert werden. 

Hierfür gibt es bereits zwei Vorschläge. Das dritte Geschlecht soll entweder durch ei-

nen Unterstrich (Mitarbeiter_innen) oder durch einen Stern (Mitarbeiter*innen) berück-

sichtigt werden, wobei sich letzteres durchzusetzen scheint. Bei der Aussprache soll 

eine kleine Pause an der Stelle des Wortes, an der sich der Unterstrich bzw. der Stern 

befindet, erfolgen. Jedoch ist fraglich, inwieweit diese umständliche Schreibweise und 

Aussprache Akzeptanz finden wird. Der Rat für deutsche Rechtschreibung entschied 

sich bereits gegen die Einführung eines einzelnen Zeichens im Duden. (vgl. Werner 

04.01.2017; vgl. Adam-Tkalec 25.11.2018) 

Ein weiterer Vorschlag stellt die geschlechtsneutrale Verwendung des maskulinen Plu-

rals dar. Die Stadt Hannover plädiert in ihrer Empfehlung für eine geschlechtergerechte 

Verwaltungssprache für geschlechtsunabhängige Oberbegriffe. Des Weiteren soll an-

stelle der Anrede „Sehr geehrte Damen und Herren“ die Formulierung „Guten Tag“ 

oder „Liebe Gäste“ gewählt werden. (vgl. Werner 04.01.2017; vgl. Pönisch 06.02.2019: 

1) 

René Hornstein, ehemaliges Mitglied des geschäftsführenden Vorstandes bei der Bun-

desvereinigung Trans* in Berlin, empfiehlt, auf die Wünsche der Betroffenen einzuge-

hen. Dieser möchte beispielsweise mit „Guten Tag, René_Hornstein“ angeschrieben 

werden. (vgl. o. V. 21.11.2017: 10) 

Abschließend ist festzustellen, dass die Sprache vor einer umfassenden Reform steht. 

Jedoch ist unklar, wann diese vollständig umgesetzt und wie sie ausgestaltet sein wird. 

7.1.3 Gesellschaft 

Insbesondere in der Gesellschaft wird bislang das binäre Geschlechtersystem strikt 

angewandt und Abweichungen von diesem in der Regel nicht toleriert. Die Aufspaltung 

des Systems durch die Einführung einer weiteren geschlechtlichen Kategorie stößt 

deswegen zum Teil in der Gesellschaft auf Unverständnis, da die Thematik der Inter-

sexualität im alltäglichen Leben kaum Beachtung findet. Folglich gestaltet sich eine 

Reform der traditionellen Kultur und Wissenschaft als besonders schwierig und erfor-
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dert in der Gesellschaft eine Sensibilisierung für die Thematik des dritten Geschlech-

tes. Die Durchführung von Aufklärungsarbeit scheint für die Schließung von Wissens-

lücken und zur Förderung des Verständnisses notwendig zu sein. Beispielsweise könn-

te das Thema „Intersexualität“ in der Schule oder in den Lehrbüchern Einzug erhalten. 

Ziel sollte es sein, dass Intersexualität in der Gesellschaft zunehmend Anerkennung 

findet und kein Tabuthema darstellt. (vgl. Möller 2018: 8-9) 

In der Gesellschaft werden zumeist die sanitären Einrichtungen, die Umkleidekabinen, 

die körperliche Untersuchung durch die Polizei sowie Sportgruppen nach Frau und 

Mann getrennt. Jedoch ist dies nach dem Beschluss des Bundesverfassungsgerichtes 

diskriminierend, da sich so jedes Individuum in das binäre Geschlechtersystem einord-

nen muss. Demzufolge ist ein Umdenken notwendig, welches die Gesellschaft vor gro-

ße Herausforderungen stellen wird. Zum einen können die Räume, die Untersuchun-

gen oder die Gruppen auf drei Geschlechter ausgedehnt werden, wodurch jedoch 

Probleme in der Verfügbarkeit von Räumen und Personal sowie in dem Vorhandensein 

unterschiedlicher Leistungsniveaus entstehen. Zum anderen könnte die Geschlechter-

trennung aufgelöst werden, was vermutlich durch die Ablehnung in der Gesellschaft 

scheitern wird. Im Allgemeinen ist zu überprüfen, ob die geschlechtliche Trennung in 

allen Bereichen sinnvoll erscheint, beispielsweise bei der Forderung nach bestimmten 

Verhaltensweisen oder nach einer geschlechtsspezifischen Kleiderwahl. (vgl. ebd.: 9-

10) 

Des Weiteren wird in sämtlichen Formularen die Angabe eines Geschlechtes gefordert, 

z. B. bei der Buchung eines Hotelzimmers oder dem Abschluss einer Versicherung. 

Das Feld kann zumeist nur mit weiblich oder männlich ausgefüllt werden, was für inter-

sexuelle Menschen problematisch sein kann. Folgendes Beispiel aus dem Interview mit 

dem Büro der Gleichstellungsbeauftragten soll dies verdeutlichen. Ein Betroffener ist 

bei seiner Krankenkasse als weiblich registriert, obwohl dieser neben weiblichen Geni-

talien auch über Hoden verfügt. Eine Prostatauntersuchung ist nur bei einem Urologen 

und nicht bei einem Gynäkologen möglich. Jedoch kann der Urologe die Arztkosten, 

die bei der Untersuchung der Prostata anfallen, der Krankenkasse nicht in Rechnung 

stellen, da der Betroffene als weiblich registriert ist und derartige Untersuchungen nach 

Auffassung der Krankenkasse nicht benötigt. 

Zusammenfassend ist festzustellen, dass die Akzeptanz des dritten Geschlechtes in 

der Gesellschaft eine große Herausforderung darstellt. Folglich wird die Einführung der 

weiteren Geschlechtskategorie zeitintensiv und nur durch Aufklärungsarbeit möglich 

sein. Ziel sollte es sein, dass intersexuelle Menschen entsprechend ihrer empfundenen 

Geschlechtsidentität in der Gesellschaft auftreten können. (vgl. ebd.: 10) 
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7.1.4 Reform weiterer Gesetze 

Wie bereits in Abschnitt 5.3 erläutert, führt die Einführung eines dritten Geschlechtes in 

das Personenstandsgesetz zur Änderung in weiteren Rechtsgebieten. Sämtliche Ge-

setze, in denen das Geschlecht ein Unterscheidungsmerkmal darstellt, sind zu überar-

beiten, da sie zumeist nur nach dem weiblichen und männlichen Geschlecht trennen. 

Weiterhin ist in dem Koalitionsvertrag der 19. Legislaturperiode des Bundestages ver-

einbart, dass ein Gesetz, das das Verbot von geschlechtsangleichenden Operationen 

bei intergeschlechtlichen Kindern regelt, erlassen werden soll. Bislang kam es dazu 

jedoch nicht. Neben diesem Verbot wird teilweise gefordert, dass darüber hinaus eine 

umfassende Aufklärung durch die Ärzte sowie längere Aufbewahrungsfristen für Be-

handlungsakten gesetzlich geregelt werden sollen. Transgeschlechtliche Menschen 

fordern wiederum eine Reform des Transsexuellengesetzes. Ein Vorschlag in diesem 

Zusammenhang ist die Abschaffung dieses Gesetzes und die Öffnung des Anwen-

dungsbereiches des Personenstandsrechtes für transgeschlechtliche Menschen. Ein 

weiterer Vorschlag stellt die Überarbeitung des Transsexuellengesetzes dar, sodass 

den transgeschlechtlichen Menschen die gleichen Rechte wie den Intersexuellen 

zuteilwerden. (vgl. Kisling 13.02.2019; vgl. Deutscher Ethikrat 2012b: 36) 

7.2 Das dritte Geschlecht in anderen Ländern 

Deutschland ist nicht das erste Land, welches das dritte Geschlecht rechtlich aner-

kennt. In Australien ist seit dem Jahr 2014 aufgrund einer Entscheidung des Obersten 

Gerichtes die behördliche Geschlechtsangabe „non-specific“ möglich. Neuseeland hat 

gleichermaßen die Eintragung als „Indeterminate/ Intersex/ Unspecified“ eingeführt. In 

Nepal entschied im Jahr 2007 das oberste Gericht, dass ein drittes Geschlecht aner-

kannt wird, welches seit dem Jahr 2015 in den Identifikationsdokumenten eingetragen 

werden kann. Darüber hinaus kann in Argentinien seit dem Jahr 2012 das Geschlecht 

ausschließlich nach dem subjektiven Empfinden, also unabhängig von der Zuordnung 

des Geschlechtes bei der Geburt, eingetragen werden. Dieses Recht steht sogar Min-

derjährigen zu. Zudem wird kein medizinischer Nachweis verlangt. In Kanada ist das 

dritte Geschlecht ebenfalls gesetzlich verankert. Die Bundesstaaten der USA handha-

ben den Umgang mit dem dritten Geschlecht unterschiedlich. In dem afrikanischen 

Staat Kenia gab es ein wegweisendes Urteil im Jahr 2014, in dem die Ausstellung ei-

ner Geburtsurkunde für ein intersexuelles Kind angeordnet worden ist. (vgl. Eisele 

08.11.2017) 

In Europa gilt Malta als das fortschrittlichste Land in Hinblick auf die Einführung eines 

dritten Geschlechtes. In diesem stehen seit 2015 geschlechtszuweisende Operationen 

an Säuglingen und Kleinkindern unter Strafe. Der österreichische Verfassungsge-
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richtshof zog nach dem Beschluss des Bundesverfassungsgerichtes im Oktober 2017 

nach und erkannte das Recht intersexueller Menschen auf eine eigene Bezeichnung 

im Personenstandsregister an. Am 01.01.2019 wurde in Österreich das dritte Ge-

schlecht rechtlich eingeführt. (vgl. Eisele 08.11.2017; vgl. Greif 06.07.2018) 

In einigen Ländern ist das dritte Geschlecht kulturell begründet. So gibt es die „Hijras“ 

in Indien und Pakistan. Diese Gruppe umfasst neben den Intersexuellen auch die 

Transsexuellen, die Transvestiten und die Kastraten. Sie schminken ihre Gesichter und 

tragen lange Haare, Kleider, Schmuck sowie Ornamente. Die „Hijras“ werden von der 

Gesellschaft ignoriert und sogar zum Teil gefürchtet. Solange sie aber unter sich blei-

ben, wird die Existenz der Gemeinschaft geduldet. Sie leben in Hausgemeinschaften, 

in denen ein Guru die Regeln für das Zusammenleben festlegt. In der Kolonialzeit des 

19. Jahrhunderts wurden die „Hijras“ aus dem staatlichen Recht ausgeschlossen. Das 

dritte Geschlecht wurde im Jahr 2009 erst in Pakistan und dann im Jahr 2014 in Indien 

rechtlich erneut anerkannt. (vgl. Eisele 08.11.2017; vgl. Siller & Voithofer 2011: 142-

144) 

Weiterhin gibt es die „travestis“ in Brasilien, die „tobelija“ in Kosovo, die „berdachen“ in 

Nordamerika sowie die „banci“ oder „waria“ in Indonesien. Bei diesen Gruppen handelt 

es sich aber zumeist um Individuen, die sich mit ihrem biologischen Geschlecht nicht 

identifizieren können. In der Dominkanischen Republik sowie in Neuguinea werden 

hingegen mit dem dritten Geschlecht ausschließlich intersexuelle Menschen bezeich-

net. Die „guevedoces“ (deutsch: Penis mit zwölf) in der Dominikanischen Republik sind 

Mädchen, bei denen in der Pubertät die weiblichen Genitalien vermännlichen. In Neu-

guinea gibt es die „kwolu-aatmwol“, welche eine hermaphroditische Geschlechtsidenti-

tät aufweisen. (vgl. Deutscher Ethikrat 2012a: 120) 

Die eben genannten Länder und deren Umgang mit dem dritten Geschlecht stellen 

keine abschließende Aufzählung dar. Es verdeutlicht lediglich, dass Deutschland keine 

Vorreiterrolle in Hinblick auf die rechtliche Einführung einer weiteren geschlechtlichen 

Kategorie einnimmt. 

7.3 Fazit 

In der Rechtsgeschichte wurde der Umgang mit dem dritten Geschlecht unterschiedlich 

gehandhabt. Jedoch gab es zu keiner Zeit die Möglichkeit, den Eintrag als Zwitterge-

schlecht zu veranlassen. Nach Inkrafttreten des deutschen Personenstandsgesetzes 

im Jahr 1875 erhielten die binären Geschlechter als Identifizierungsmerkmal eine zu-

nehmende Bedeutung, weshalb die Existenz intergeschlechtlicher Menschen gänzlich 

im deutschen Recht verdrängt wurde. Erst mit der Reform des Personenstands-

gesetzes im Jahr 2013 erkannte der Gesetzgeber das Vorhandensein intersexueller 
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Menschen an. Durch die Einführung des § 22 Abs. 3 PStG wurde die Möglichkeit ge-

schaffen, das Geschlecht im Geburtenregister offenzulassen, wenn das Kind zum Zeit-

punkt der Geburt weder dem weiblichen noch dem männlichen Geschlecht zugeordnet 

werden konnte. Die Neuregelung wurde zum Teil heftig kritisiert. Aus diesem Grund 

war abzusehen, dass die Reform nur ein erster Schritt und nicht die Lösung der Prob-

lematik darstellte. 

Nach dem Beschluss des Bundesverfassungsgerichtes vom 10.10.2017 führte der Ge-

setzgeber endgültig das dritte Geschlecht in das Personenstandsgesetz ein. Jedoch 

stieß die erneute Reform gleichermaßen auf Kritik, weshalb mit weiteren Änderungen 

im Personenstandsrecht sowie auf anderen Gebieten zu rechnen ist. Insbesondere ist 

fraglich, inwieweit die Betroffenen selbst in der Neuregelung einen Fortschritt ihrer Si-

tuation sehen. Aus der Befragung mit dem Standesamt Dresden wurde ersichtlich, 

dass bereits die Möglichkeit, das Geschlecht offenzulassen, kaum in Anspruch ge-

nommen wurde. Es gilt abzuwarten, inwieweit der neue Geschlechtseintrag „divers“ 

genutzt wird. Der Stellungnahme des Deutschen Ethikrates war zu entnehmen, dass 

die Änderung der personenstandsrechtlichen Regelungen nicht im Fokus der Betroffe-

nen stand, sondern die Anerkennung in der Gesellschaft sowie die medizinischen As-

pekte. Die Einführung des dritten Geschlechtes führte zwar zu gesellschaftlichen Dis-

kussionen, jedoch fehlte die anschließende Aufklärungsarbeit. Aus diesem Grund fällt 

die gesellschaftliche Akzeptanz für intersexuelle Menschen weiterhin gering aus. Zu-

dem fehlen Regelungen für die Durchführung geschlechtsangleichender Operationen 

an Minderjährigen. Folglich sind weitere Schritte zur Anerkennung des dritten Ge-

schlechtes notwendig. 

Die Einführung der geschlechtlichen Kategorie „divers“ hat vor allem Auswirkung auf 

die Arbeit in der Kommunalverwaltung, da diese als exekutive Gewalt die Gesetzesän-

derung umsetzen muss. Hierzu sind zahlreiche Änderungen vorzunehmen, z. B. die 

Anpassung der geschlechterechten Sprache sowie die Überarbeitung sämtlicher For-

mulare und der Stellenausschreibungen. Insbesondere das Standesamt ist von der 

Neuregelung betroffen, da das Personenstandsgesetz die rechtliche Grundlage für 

deren Handeln darstellt. So sind sowohl technische als auch organisatorische Ände-

rungen durchzuführen. Die Kommunalverwaltungen messen dem dritten Geschlecht 

unterschiedlich Bedeutung bei. Jedoch wird kaum eine Verwaltung bereits die Anpas-

sung an die neue Rechtslage abgeschlossen haben. 

Abschließend ist festzustellen, dass die Einführung des dritten Geschlechtes eine Her-

ausforderung für die Kommunalverwaltung darstellt. Das binäre Geschlechtersystem, 

welches in der gesamten Stadtverwaltung verankert ist, muss durch die Umsetzung der 
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Neuregelung aufgebrochen und um eine weitere geschlechtliche Kategorie ergänzt 

werden. Dieser Vorgang wird sich als zeitintensiv und aufwendig erweisen. Neben den 

organisatorischen Aspekten müssen die Mitarbeiter geschult und für die Thematik sen-

sibilisiert werden. So kann der Verweigerung durch die Mitarbeiter entgegengewirkt 

und eine unnötige Verzögerung der Einführung vermieden werden. Weiterhin hat der 

Gesetzgeber die noch vorhandenen Unklarheiten in Hinblick auf den Umgang mit dem 

dritten Geschlecht zu beseitigen. In der Kommunalverwaltung ist ein langer und be-

schwerlicher Prozess zu durchlaufen, bis das dritte Geschlecht in die alltägliche Ver-

waltungspraxis Einzug erhalten wird. 
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Wesentliche Erkenntnisse der Bachelorarbeit 

1. In der Rechtsgeschichte wurde der Umgang mit dem dritten Geschlecht unter-

schiedlich gehandhabt, jedoch war die rechtliche Eintragung eines Zwitterge-

schlechtes zu keiner Zeit möglich. 

2. Die Einführung des Personenstandsrechtes nahm eine zentrale Rolle für die zu-

nehmende Bedeutung des Geschlechtes im deutschen Recht ein. 

3. Die Reform des Personenstandsgesetzes im Jahr 2013 war der erste Schritt zur 

rechtlichen Anerkennung des dritten Geschlechtes. 

4. Der Beschluss des Bundesverfassungsgerichtes ordnete zwar nur die Änderung 

des Personenstandsgesetzes an, jedoch wird dieser gleichermaßen Auswirkungen 

auf weitere Bereiche haben. 

5. Die Einführung eines dritten Geschlechtes in das Personenstandsrecht sorgte 

zwar für Diskussionen, jedoch blieb eine explizite Aufklärungsarbeit aus, mit der 

die Akzeptanz intersexueller Menschen in der Gesellschaft hätte erhöht werden 

können. 

6. Die Einführung des dritten Geschlechtes wurde in einigen Aspekten kritisiert, so-

dass mit weiteren Änderungen im Personenstandsrecht zu rechnen ist. 

7. Die Einführung des dritten Geschlechtes führte zu zahlreichen Änderungen in der 

Kommunalverwaltung, deren Umsetzungsprozesse noch nicht abgeschlossen sind 

und die Verwaltung vor einer großen Herausforderung stellen. 
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